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DANlE!. URSPRUNG

Das -Goldene Zeitalter. Ceau~scus

Das politische System Rumäniens in den achtziger Jahren war geprägt von
der Diktatur Nicolae Ceau;;escus, der alle wichtigen Bereiche des Staates und
der Partei dominierte und de facta als Alleinherrscher Rumäniens fungierte.
Im Unterschied zu den MachlStrukturen anderer sowjetischer Satellitenstaa­
ten war es ihm nämlich nach seiner Wahl zum Generalsekretär 1%5 gelun­
gen, die Kommunistische Panei als Entscheidungsträgerin weitestgehend aus­
zuschalten und für sich zu instrumentalisieren. Altgediente und Ceau;;escu
kritisch gesinnte Kader waren aus ihren Schliisselpositionen in Staat und
Partei verdr'Jngt und auf unwichtigere Posten abgeschoben worden. An ihrer
Stelle setzte Ceau~scu Leute aus seinem Familienclan und junge, politisch
unerfahrene Parteimitglieder ein, und schuf sich so eine ihm treu ergebene
Nomenklatura. Um die Kontrolle über diese zu behalten und um der Entste­
hung oppositioneller Machtzentren vorzubeugen, 'WUrden die Inhaber der
wichtigsten Ämter in der Panei- und Staatshierarchie seit den frühen siebzi­
ger Jahren regelmässig und willkürlich ausgewechselt.! Diese Kaderrotation
ermöglichte es, Loyalität mit Beförderung zu belohnen und gleichzeitig
unbotmässige Funktionäre zu entlassen.

Neben der Ausschaltung hochrangiger Venreter der Nomenklatura hatten
auch die institutionen des Staates und der Panei an Macht verloren. Ihre
Kompetenzen 'WUrden teilweise von neugebildeten gemischten Staats- und
Paneiorganen übernommen, die oftmals unter dem Vorsitz Ceau~scus oder
seiner Frau standen. Faktisch höhlte diese Zersplitterung der Zuständigkeiten
die Institutionen, die zu reinen Exekutivorganen seiner Beschlüsse verka­
men, aus. Zwischen ihnen kam es zu gegenseitigen Blockierungen, da sich

t VUlO Grol!Gl'SCU: /slona roman/Ior: Delaoriglnfpi'Jd fu rllelenoaslff1. BUaJ,e/ti 1995, S. 286.



und gIeiclueilig JOmI 3Uhus!e18\"fl- Für dteK~cn ohne ~'\lssuein
...'Urde die Parteildeologie n-reinfa:;:h1 und Khem3lisiert. l'Lol!l'l CONsT"-"I'l1I'o"IU: 0 Istoricsin.
cera a poporuluf romd,.. Bucu~i 1998, s. 513 (.

6 Eine gute Darstellung Ober die Entwicklung der hislOfiKhen M)thenbildung und die ideo­
logiilChe Beeinflussung der nll~nl5Chen Gesc:hichtssehreibung seit dem 19. Jahrhunden
biel.et t.uo::wl8otA: lstorielf mil 111 c~tiInlQ romilnevuc12 Bucure,:J 1997. Zur IMU\unen·
t:L1isaerung 00 Mytho$ der Konlinuif}( siehe S. 266 ff

7 Somit TeiIktivioene~ den .~I)'th05 des bedrohIen Yaerlando-. EuGe< Na:;ua: ~nul
pariei primejdulle In Milu~COWlunismului romdnesc Sub~ Iull.uci= Boil.. Bucu­
re,:i 1998, S. no ff

Ceau:;escu versuchte seine Macht durch eine Mischung aus Unterdrückung
und selbstkreiener Ideologie zu sichern. Die Geschichte des landes wurde
umgedeutet und er selber als Vollender einer Ober zWeitausendjährigen kon­
tinuierlichen Enrwicklung seil den zeiten des legendären Dakerkönigs Bure­
bista dargestellt, die im sogenannten -Goldenen zeilalter· unter ihm kulmi­
niere.' Den bereits von seinem Vorgänger Gheorghiu-Dej eingeschlagenen
nationalkommunistischen Kurs setzte er fort. Aussenpolitisch verfolgte er
einen Kurs der nationalen Unabhängigkeit und distanzierte sich von der
Sowjetunion, ohne es jedoch wie China oder Albanien zu einem Bruch kom­
men zu lassen. Er betrieb eine aktive Aussenpolitik, engagierte sich diplo­
matisch in der Drinen Welt, womit er sich Verhandete schaffen konnte und
war auch auf dem Balkan Initiator verschiedener diplomatischer Offensiven.
Dadurch verschaffr.e er sich sogar im Westen Respekt, nahm dieser doch die
rhetorischen Ausflllle Ceau~us gegen eine Bevormundung durch die
Sowjetunion zum Anlass, in ihm gleichsam einen Verbündeten gegen den
sowjetischen Imperialismus zu sehen. Die UdSSR wiederum Iiess ceau:;escu
gewähren, wohl nicht zuletzt da sie an Rumänien, das an keine NATQ-länder
grenzte, keine besonderen str.uegischen Interessen hane und mit Bulgarien
in der Region aber einen ueuen VelbOndeten verfügte. Zudem zog Rumä­
nien seine Zugehörigkeit zum warschauer Pakt und zum kommunistischen
Lager auch niemals ernsthaft in Zweifel. Die praktizierten Abweichungen blie­
ben vielmehr Eskapaden eines Lokalpotentaten, dem es sehr genau bewusst
war, dass die Sowjetunion ein Ausscheren Rumäniens aus dem sozialistischen
Lager kaum zulassen würde. WAscea~ gewann, war eine gewisse Narren­
freiheit, die er innenpolitisch-auszunatzen wusste. Erverstand es, die traditio­
nell antirussische Einstellung im Volk zu schüren und sich selbst als Garanten
für die Unabhängigkeit des Landes darzustellen, dieses gleichsam vor einer
sowjetischen Intervention bewahrend.'

Im Innern instrumentalisierte er alte Feindbilder, reaktivierte traditionelle
.nationale- Mythen der rumänischen Geschichte und inszenierte unter Zuhil-
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2 Vergleichfo, die AusCiihrungen zur Kompet~ bei ......NEl.I!Jn G,UlA..'IY1: Systemwecbsel in
Rumdnum. \km IkrRevoIutimt:..r T11In,iftw"'l:3tion. Diss. München 1998. S. 79 ff. (- Unler­
suchungen zur Gegenw;uukunde~, 35).

3~ GIfI'ZM.A..'II' RuoWuen5Rdorm~ _ kein..- Ans2lZe von Neuenmgcn. In;
Rolf SchlUI:er (Hal 'Wurscbaftsrrformm in den ocbtzigerjabrm Ldndentud/t>r... Soujel·
union. DDR, Pl:JIen, RumdnWn, TS(:b«~ Bu~rien, Utlgo:lr'l. Pliderbom 1988,
S.I27.

4 Diese Ideologische Kampagne fUhne zu einer Re~in15lerung;die Liber.disicrung5l1l35Sruh­
men der .sechzigcf Jahn: wurden wieder I'ÜCkglingis gemacht.

5 MlIWL 8<nu in: Romtlnia. A c_ of-Dynast" CO'"IPlunts..... freedom HOU5e, New YorIc
1989, s. 34. Co:oNuntiniu ~el5ld die~ bhl von Paneimitgliedem Undlicher Her­
kunft. die, in~ zur 5«uaion in der UdSSR der~und dreissiger .JW'e. in einrr
p;anei~ eine MOgIkhkeli:~~h den harten~ngen zu mtzichen

Kompetenzen überschnitten und oftmals Anordnungen erlassen wurden, die
sich widersprachen. Dem Machtzerfall und der Desintegration der Institutio­
nen entsprach eine Machtkonzentration in den Händen Cea~s, der seit
1974 neben dem Amt des Paneichefs auch dasjenige des StaatsOberhauptes
ausübte.

Parallel zu diesem MachtzuwachsCea~s entwickelte sich ein laufend
gesteigerter, grotesker Personenkult. Staatliche Stellen, kulturelle Institutio­
nen, die Partei, Gewerkschaften - kurz, alle öffentlichen Einrichtungen - pro­
pagierten die Vorzüge, Fähigkeiten und Erfolge Ceau;;escus und seiner Frau
Elena. Letztere hatte im Laufe der zeit selber fortlaufend Ämter übernom­
men und wurde so de 000 zur zweitwichtigsten Person neben ihrem Mann.
Tatsächlich war sie im Volk noch weitaus unbeliebter als er, da man in ihrem
schlechten Einfluss auf ihn die wahre Triebfeder für viele seiner Entschei­
dungen sah. Trotz der staatlichen Propaganda war die Inkompetenz der bei­
den offensichtlich.2 Ceau~scu war 1918 als Bauernsohn in Scornice$l-i im
Süden des Landes geboren worden und begann nach einer elementaren Schul­
ausbildung eine Schuhmacherlehre in Bukarest. Don trat er in den dreissiger
Jahren der damals noch illegalen Kommunistischen Panei bei. Trotz fehlen­
der Kompetenz mischte er sich, einmal an der f\:lacht, mit Anweisungen in
Detailfragen ein, von denen er keine Ahnung hatte.' Seine Frau Elena, deren
geringe Bildung im Volk Anlass zu zahllosen hinter vorgehaltener Hand
erzählten Witzen bot, liess sich als Wissenschaftlerin von Weltruhm feiern.
Andererseits waren die Entscheide des Paares von einer intellektuellenfeind­
lichen Haltung geprägt, die mit der sogenannten ·Kleinen Kulturrevolution­
1971· begonnen hatte. Gerade die Besetzung von hohen Positionen nach
dem Prinzip der Loyalität anstalt der Qualifikation führte in Rumänien z.u
einer auch im Vergleich mit anderen ländern Osteuropas überaus korrupten
und unqualifizierten politischen K1asse.s
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fenahme der Propaganda einen bis ins Chauvinistische gesteigerten nationa­
listischen Diskurs.'

Durch diesen Nationalismus und die Unabhängigkeitspolitik gegenüber
der UdSSR konnte Cea~cu sich als Patriot gebärden und erlangte so eine
gewisse Legitimität. Diese trug nicht unwesentlich zum Erfolg bei, mit dem
er die Machtzentren des Staates und der Partei von sich abhängig machen
konnte. Deren Legitimität durch die marxistisch-leninistische Doktrin ruhte
auf tönernen Hissen, da die rumänischen Kommunisten in den Augen der
Bevölkerung als blasse Vollstrecker der Sowjetherrschaft erschienen. Der
Machlanspruch der Kommunistischen Partei W3I nur mit Zwang durd12uset­
zen. Cea~ dagegen hatte eine gewisse Sympathie bei der Bevölkerung
gewonnen, die es ihm erleichIene, seine Machtposition auszubauen.

Dennoch war auch er für die Sicherungseiner Macht auf die Unterdnlckung
oppositioneller Strömungen angewiesen. Das RumänienCea~wurde
in zunehmendem Mass ein ausgesprochener Polizeistaat. Die überwachung
der Bevölkerung in den Betrieben, Schulen und jeglicher An öfTenl1icher
Institutionen durch ein Spiczelsystem unter der Leitung des Geheimdienstes
oSecuritale- fühne zu einer rigiden Kontrolle der gesamten Gesellschaft. So
gelang es dem Regime, jegliche Ansätze zu einer organisienen Opposition
im Keime zu ersticken. Wenn in Rumänien, im Gegensatz Zu anderen sozia­
listischen Landern, keinerlei Oppositionsgruppierungen existierten, so lag
dies weniger danm, dass es keine Pror.este gegeben hälte.' Vielmehr lag dies
daran, dass das Regime jeweils schnell und brulal genug reagiene, um aus
spontanen Unmutsbekundungen keine strukturierten Gruppen entslehen zu
lassen. Die Opposition konnle auf einige wenige Einzelpersonen beschränkt
werden, die ohne Verbindung zueinander und unter überwachung der
oSecuritate- keine reale Gefährdung für die Machl Ceau~us mehr darstell­
ten. Oie rigide überwachung des öffenl1ichen Lebens bewirkte eine Atomi­
sierung der Gesellschaft. Dies wiederum erleichterte der Staatsmacht die
Kontrolle über die Bevölkerung.

Neben dem Ceau~u-Clan gab es keinerlei gesellschaftlich relevante
Kreise, die in der Lage gewesen wären, grös5eren Einnuss auszuüben. Die
Nomenklarum war von Ceau~scuentmachtet worden, ein Grossteil der nicht
kollaborierenden Intelligenz und der Kulturschaffenden zog sich in apolitische

S DoLA (1997). S. SI f.
9 50 kam es beispielsweise nach dem Erdbeben von 19n zum -meruchlkhen Erdbeben. (Bür­

gerrechtsbewegung um hul Gom:.l, BergatbeitC'~tr<:ik), 1979 gab es An$ltzc zur Gründung
freier G~rksd12ften und 1987 fanden inB~ AJ't,.,iterpl'Ol:o:sI.e stalt.

Spiritualität zuruck1o, und die orthodoxe Kirche bol aus ihrem traditionellen
Rollenselbseverständnis he.olus ebenfalls kein Forum für eine Opposition
gegen das Regime, sondern arbeiteIe grOsstenteils mit ihm zusammen. lI Der
Cea~-ClanhaUe sich also die Gesellschaft untergeordnet und die allei­
nige Macht an sich gerissen, die er dann völlig nach eigenem Gutdünken
ausübte.

Die Machtkonzentration in den Händen Ceau~war bedeutend grOs­
ser als diejenige der Parteivorsitzenden anderer Mitgliedsländer des War­
schauer Paktes. Zugleich zeichneten sich die staatlichen Strukturen Rumä­
niens durch eine lenttalisierung aus, die auch im Vergleich mit derjenigen
anderer Lander Osteuropas überaus stark ausgeprägt war. IJ Trotz einer eher
formalen Entstalinisierung in der erslen H.älfte der sechzigerJahre wies Rumä­
nien noch typisch stalinistische Strukturen auf, nachdem zu Beginn der sieb­
ziger Jahre eine Restalinisierung Slaugefunde.n haue.

Nach der Weigerung Bukarests, auf Forderungen einer Arbeitsteilung inner­
halb des RGW einzugehen, bestand das Ziel ln einer weitgehenden Autarkie
Rumäniens. WirtSChaftlich setzle das Regime auf die Forderung der Schwer­
industrie. Die rumänischen Induslriebetriebe verfügten aber über keine rea­
len Absatzchancen. Wegen der schlechten Qualität der rum1nischen Produkle
waren diese auf dem Welunarkt nicht konkurrenzfähig. Produziert wurde
zumeist mil veralteten Anlagen, die im internationalen Vergleich für die glei­
che Menge hergestellter Produkte zum Teil ein Mehrfaches an RohslOffen
und Energie verbrauchten. Dies verlangte eine starke Subventionierung der
Industriekombinate durch den StaaL Der Aufbau dieser Kombinate war nichl
zuletzl durch westliche Kredite ermöglicht worden, die Rumänien dank sei­
ner Aussenseiterrolle im Warschauer Pakt erhielt. Andererseits wurden die
Landwinschaft, der KonsumgOtersektor oder auch die Erneuerung veralteter
Produktionsanlagen stark vernachlässigt.

10 So gcm Irina~ cbvon aus, dass es bei den 1ruellekwellen unminelb;l/" nach der kom·
munistiilChc:n Macluergreifuns zu einem orenlement du politiqueo gekommen sei. IRINA

ßADI!SCU' Une dl:rive de l'histolre, les intellecwels roum::lins et Je ~gel.ln: Cah<:rißC' Our:m·
din (Hg.), L'Engagement de$ InfelltIC/IIeis tJ "Esl. M~molres el analyses de Roumtm;e er
Hongrle. Paris 1994, S. 4g.

II Der Rilckzug in einC' vom alll!lglichen und historischen Geschehen abgekoppelte Paraliel­
welt ist oft als rypiilCher ~nszug des l1.I~nlilChen Volkes lJes.chrieben worden. In den
schwierigen Zeiten der Fremdherrschaft sei esdurchelne MiilChun,ttau5 Fügung ins Schicksal
und Rückzug in dic Berge und Wlilder möglich gewesen, eine geIStige Autonomie aufrecht­
zuerluhen und so den Unbilden der Zeit zu entgehen. Vergleiche dazu beispielsweise das
Kapitel .Evolu\ie ~ involulleo in: LUClAN Bt.o.OA: SpaII..1m/orill<;. ßucure~ 1994 CErsuusgabe
Bucure:;ti 1936>. S. 168 rr. (- TriloSLa cullurü, ll).

12 GIlUJ,IA.'it (988), S. 128.



408 DanIeI Ur$pnmg Rumllnien

Ceau;;escu und sein Machtapparat auf dem Weg ins Abseits

Zu Beginn der achtziger jahre geriet das sozialistische System Rumäniens in
eine Krise. Ausgelöst wurde sie durch die von Ceau;;escu verfolgle Politik
einerseits, andererseits aber in nichl unerheblichem Masse auch durch äus­
sere Umstände, auf die das Regime in Bukaresl. keinen Einfluss haue. Viel­
mehr war gerade ein Zusammenspiel innerer und äusserer Faktoren vernnl­
wonlich für die prekäre Lage, in die Rum1nien zunehmend geriet. Erste Anzei­
chen einer schweren Wirtschaftskrise zeigten sich im Sommer 1980.n Die
Politik der forcierten Industrialisierung, vor allem des Ausbaus der Schwer­
induslrie, ohne über genügend eigene Ressourcen (Rohstoffe, Kapital, Know+
how) zu verfügen, halte es nOlwendig gemacht, die ehrgeizigen Vorhaben
mit ausländischer Unterstützung und Krediten zu realisieren. Dadurch jedoch
stieg die Verschuldung stark an und erreichte Ende 1981 etwa 10 Milliarden
US-Dollar. Die Ausgaben konnten aufgrund fehlender realer Absatzchancen
auf dem Weltmarkt nur ungenügend wieder eingebracht werden. Die gras­
sen Industriebetriebe waren nur durch die hohen Subventionen des Staates
überlebensfähig. Dieser sah die Industrialisierung aus ideologischen Grün­
den als eine Notwendigkeit an, um die sozialistische, aber gleichzeitig von
der UdSSR unabhängige, Entwicklung des Landes zu gew:l.hrleisten. Darum
und in Analogie zu dem in der Ausscnpolitik verfolglen Unabhängigkeitskurs
vernachlässigte Rumänien den Bezug von Rohstoffen aus der UdSSR und
deckle sich auf anderen Märklen damil ein. Als dann aber 1980 ein Krieg
zwischen den zwei für Rumänien wichtigen Ollieferanten Irak und Iran aus­
brach, war dies ein schwerer Schlag. Es zeigte sich zugleich nämlich auch,
dass die Binnenvorkommen von Erdöluberschätzt worden waren. Auf dem
Weltmarkt wiederum war der Erdölpreis drastisch gestiegen, und die UdSSR
zeigte aufgrund der vonCea~ prakti:clerten UnabhängigkeilSpolitik wenig
Entgegenkommen, Rumänien verbilligtes sowjetisches Erdol zu liefern. Somil
hatte Rumänien Schwierigkeiten, diesen für seine SChwerindustrie so wich­
tigen RGhstoff zu beziehen; es kam zu einer Energiekrise. Die Folgen trafen
nicht nur die in den jahrzehnten zuvor stark geförderten erdölverarbeilen­
den Induslriezweige, sie lähmten das ganze Wirtschaftsleben.14 Die Produk-

1,3 DIOtlISI! GllfDWI[' Rumäniens Probleme mit der kommunilltiKhen Wellbewegung.lrl' Sild·
oSltmropa, 11/12 (982), S. 626.

14 Rumänien verfügte damab noch über keinerlei Atomkraftwerke. DM erste Atomkraftwerk
des Landes In CemavoeB, welches sk:h in den :lChl2igtf JWcn m;t k:uudischer H~fc: im
B:.iu befand, ging ersl Mine der neunziger }:l.Ive aN Netz.

[ion musste eingeschränkt werden, viele Betriebe hatten grasse Überkapazi­
räten.

Auf diese Krise reagierteCea~ mil Spannassnahmen für die Bevölke­
rung. In unzähligen Aufrufen, Energie sparsam zu verwenden, anerkannte
das Regime mehr oder weniger direkt die akute Krisensitu:llion. ls In der Folge
kam es zu immer drastischeren Einschränkungen der Energiezufuhr für pri­
vate Haushalte, was einen Rückgang des Lebensstandards bedeutete. Der
Energieverbrauch wurde in allen Bereichen reduziert, was dadurch erreicht
wurde, dass erwa das Fernsehprogramm eingeschränkt oder die Wohnungen
im Winter nur unzureichend geheilt wurden. Doch konnten diese Massnah­
men die Lage nicht grundlegend verbessern. Vielmehr wuchs in der Bevöl­
kerung die Unzufriedenheit über die Sparmassnahmen, wurde ihr doch ein
genereller Konsumverzicht zugemutet. Denn angesichts der Ausslandsschul­
den von rund 10 Milliarden Dollar beschloss Ceau~cu 1982, ·bis Ende des
jahres 1985 das Niveau der Aussenverschuldung auf mindestens die Hälfte
zu reduzieren und diese in den darauffolgenden zwei bis drei jahren des
jahrfünfts 1986-1990 vollständig zu Iiquidieren.•16 Um dieses Ziel zu errei­
chen, betrieb er eine überaus harte Austeritätspolitik. Durch eine drastische
Reduzierung der Importe und den forcierten Export, vor allem von Konsum­
gütern, erwirtschaftete Rumänien einen Handelsbilanzüberschuss, der zur
Rückzahlung der Schulden verwendet wurde. Daraufhin verschlechterte sich
die Versorgungslage noch dramatischer. Lebensmittel wurden unter dem
Vorwand einer .wissenschaftlichen Ernährung. rationiert. In der Tal kam es
zu einer Verknappung der Lebensminel nichl nur auf quanlitaliver , sondern
auch auf qualitativer Ebene: Die hochwertigsten Lebensmittel wurden expor­
tien, mindere Qualitäl, die schlecht oder gar nicht verkäuflich war, verblieb
zur Ernährung der Bevölkerung im l:and.

Gespart wurde ebenfalls bei der Modernisierung der Betriebe; veraltete
Produktionsanlagen wurden ni.:ht erneuen, Schäden oft nur unzulänglich
repariert. Als Folge sank die Effizienz und Konkurrenzfähigkeit dieser Betrie­
be weilcr. Im Ausland wiederum ging das Interesse an wirtschaftlichen Kon­
lakten mit Rumänien im Laufe der achlziger Jahre kontinuierlich zurück.
Einerseits lag dies daran, dass die rumänische Seite die Impone stark drossel­
te, um den Überschuss in der Handelsbilanz zu erhöhen, andererseits waren
Exporte industrieller GOter wegen ihrer minderen Qualital auf dem Weltmarkt
kaum konkurrenzfähig. So exponiene Rumänien zur Rückzahlung seiner

15 ·C . .) weil die Energie in Wirklichkeil ein vicJle Problem des sozialen FOIUchrittes gev.·or­
den isl·. Romania I/ber4. Nr 11716. 1.7.1982.

16 Sein/eta, Nr. 12 540. 17. 12 1982.
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Schulden in erster linie Artikel des primären WirtschaftsseklOrs, die gegen­
über verarbeiteten Industrieprodukten aber ein schlechteres Preisverhll.ltnis
aufwiesen. Paradoxerweise befand sich das Land somit genau in der Lage,
die es durch die forcierte Industrialisierung hatte vermeiden wollen und wes­
wegen sich Rumänien auch geweigert haue, sich innerhalb des RGW auf die
lieferung von Rohstoffen und landwirtschaftlichen Produkten zu konzen­
trieren.

Dabei ist jedoch zu betonen, dass die Wirtschaftskrise kein rein rumäni­
sches Phänomen war. Einerseits spielten beim Ausbruch der Krise externe
Faktoren eine entscheidende Rolle. 17 Andererseits war Rumänien nichl das
einzige sozialistische Land, in dem sich eine Krise bemerkbar machte. So
kannten beispielsweise auch andere sozialistische l1I.nder das Verschuldungs­
problem, allerdings reagierte keines mit so drastischen Mineln darauf wie das
Rumänien Ceau~. Die UnteTSChiede Rumäniens zu seinen ·Bruderlän­
dem. lagen weniger im Grundsätzlichen als vielmehr im Ausmass: .By over­
ex:aggerating some charaeteristics of the socialis!: model, Cea~'s socia­
lism aggravated the counuy's siruation.·11

Der kontinuierliche Rückgang des Lebensstandards nährte die Unzufrie­
denheit in der Bevölkerung, die allerdings durch die Repressionsmassnah­
men des Staates kaschiert werden konnte. Einzelne spontane und unkoordi­
nierte Unzufriedenheitsäusserungen wie beispielsweise der Arbeiterprotest
von B~v im November 1987 waren jedoch deutliche Anzeichen dafür, dass
das Regime Ceau~scu in zunehmendem Masse unerwünscht war. Es gelang
ihm zwar durch den brutalen Einsatz der Geheimpolizei öffentliche Proteste
weitestgehend zu verhindern. Dennoch schwand die Bereitschaft der Bevöl­
kerung, das Regime zu akzeptieren, je länger die allgemeine wirtschaftliche
Krise andauerte und sich sogar noch verschärfte. Paradoxerweise wirkte aber
gerade die Versorgungskrise bis zu einem gewissen Punkt stabilisierend Die
Umlriebe, das SChlangestehen für elementare Artikel des läglkhen Gebrauchs,
schränkten die Freizeit jedes einzelnen ein und erschwerten es ihm damit,
ausserhalb der staatlichen Suukruren gesellschaftlich aktiv zu werden.19

17 Der Ökonom D2Jliel DlWlu 5pridu im Zu»mmenh2ng miI derWi~der achtzi­
gerJ~ \lOl'l einer .lnlem:l1i%aiOn 01 the extem:l1 di5equUibrium. DM11!L DJ.u.Nu, Macro­
EconomkStabm~ in POSI-<:ommuni5t Romania. In: l.3vinla SUn (HgJ, Romania in tnru­
ition. Hamp5hlre 1997. S. 100.

\8 :'*JUlAN OR!SCU' Multilalenlly Devc:loped Romania: An Overview. In: V1ad Geo~scu HIg.),
Romallla: 40 yean. (1944-1984). New York 1985, S. 27.

19 [);unit fehlte gende der Frcinn.Jm, der etw'oIln Ungarn positiv:l;Ur Henusbildung 1l1tc:rnali·
ver godJ.KNftlicher Strukruren beilnJg.

Gar noch wichtiger aber war, dass auch innerhalb bedeutender öffentli­
cher Instirutionen Unzufriedenheit mit Cea~ Kurs aufkam. So in der
Armee, die zurückgestuft und deren Budget kontinuierlich gekürzt wurde.
Offenbar trauteCea~ der Armee und den Generälen nicht und versuch­
te, sie zu marginalisieren. Er lancierte eine Reihe von Abrüstungsinitiativen
und Iiess sich dabei als Friedensstifter feiern. Anstelle der Armee fOrderte er
die ..5ecuritate. als eine auf ihn eingeschworene Elitetruppe. Die Armee wur­
de immer häufiger zu öffentlichen Arbeiten auf Baustellen und in der land­
wirtschaft abkommandiert, weshalb es nicht weiter erstaunt, dass in der Armee­
führung eine starke Unzufriedenheit mit Cea~scu herrschte. lO

Selbst innerhalb der Kommunistischen Partei schwand der Rückhalt des
Genemlsekretärs. Vor allem Vertreter des intemationalistischen Flügels, der
schon in den fünfziger Jahren enurtachtet worden war, und die Parteifunk­
tionäre, die der Neubesetzung der Pasten während der siebziger Jahre zum
Opfer gefallen waren, bildeten den Kern der innerparteilichen Opposition_zl
Doch trotz zunehmender Unzufriedenheit innerhalb der Paneistrukruren kam
es zu keinerlei Diskussionen über den weiteren Kurs. Vielmehr blieb die
Partei weiterhin Vollstreckerin der Beschlüsse Cea~s, ohne einen Ein­
fluss auf seine Politik nehmen zu können. Die latente Opposition in der Panei
äusserte sich bis zu den Ereignissen vom Dezember 1989 nur in den Aktionen
einiger weniger meist prominenter Altkommunisten, die von Ceau~scuent­
machtet worden waren. Bereits mit dem Auftritt des Altkommunisten Constan­
tin Pirvuleseu auf dem XII. Parteitag von 1979, wo dieser sich kritisch zur
Politik von Ceau~ geäussert hatte, W"df klar geworden, dass es Unzufrie­
denheit innerhalb der Kommunistischen Partei gab. Diese blieb aber verdeckt,
zu einer offenen Konfrontation kam es nicht. Anstalt sich mit den oppositio­
nellen Kräften in der Partei auseinanderzusetzen, reagierte die Führung Spä­
testens ab Mitte der achtziger Jahren mit einer beschleunigten Kaderrotation,
der auch einige langjährige treue 'l'eggenossen CeaU{ieSCUS zum Opfer fie­
len. l2 Der Cea~.clan verliess sich des weiteren auf die Lobesbekun­
dungen und Dankesformeln an seine Adresse und erkannte die Gt;fahr nicht,
dass sich grosse Teile der Partei von ihm abwandten, weil diese ihre Unzu­
friedenheit nicht offen kundtaten.

20 ANNflJ UrE GAlIANYI, DW llllvollenthuRevolrlllon. RllmdnlerlzUJisäJlf7l DlkraillTlind Demo­
kralle. München 1990. S. 99 ff.

2\ Ebend:l., S. 46 f.
22 DtOl<t5t[ Glll'Jl,lüNt: Die I\lnWlisch-sowjetischen Bel:iehungen in der An Gorblrlev. In: Sad­

O$t~ropa. \987. Nr 4, s. 166.
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Potentielle UmerslÜtzung rur einen reformistischen Ansatz innerhalb der
Kommunistischen Panei erwuchs in der zweilen Hälfte der achtziger Jahre
in Form der Perestroika-Politik Michail Gorbarevs. Dieser fordenecea~
wiederhol! dazu auf, Reformen nach dem Vorbild der Sowjetunion durchzu­
fahren Ceau~ weigerte sich indes strikte diesen Forderungen nachzu­
kommen, mit Berufung auf seinen von der UdSSR unabhängigen Kurs. Sla[t­
dessen versuchte er, mit den anderen onhodox-kommuni.stischen Führungen
eine Front gegen die reformistischen Slrömungen aufzubauen. Im Laufe der
weileren Enrwicklung geriet er aber immer stärker ins Abseits, als sich auch
in anderen Staaten des sowjetischen Hegemonialbereiches refonnistische
Tendenzen durchzusetzen begannen. Wdren die BeZiehungen Rumäniens zu
seinen ·Bruderländern- auch vor dem Beginn des Systemwandels nicht beson­
ders freundschaftlich gewesen, stand es im sozialistischen Lager schliesslich
völlig isoliert da, als im Herbst 1989 die orthcxioxen kommunistischen Regimes
in der DDR und der Tschechoslowakei dem Druck des Volkes nachgaben
und selbst in Bulgarien Tcxior Zivkov von der politischen Bühne abtreten
musste.

Aber auch gegenüber dem Westen geriet Rumänien im Verlauf der acht­
zigerJahre in eine immer stärkere Isolation und bOSSle seine Sonderposition,
welche es zuvor besessen hatte, ein. Dies hing nicht zuletzt mit dem Macht­
antriu Gol'batevs zusammen. Denn mit dessen Entspannungskurs wurde die
UnabhängigkeitspolitikCea~ für den Westen uninteressant Die inler­
nationale Lage des Landes verkehrte sich jetzl in ihr Gegenteil: Vom allseits
geschätzten und privilegierten Sonderfall, der als Stachel im Fleische des
so'Wjetischen Imperiums jahrelang gleichsam die Rolle eines wesl.lichen Ver~

bündeten haUe spielen können, fand sich Bukaresl nun plötzlich in der Rolle
eines internationalen Au.s.senseitelS wieder. Nachdem der doppelte interna·
lionale RückhaltU auf heiden Seiten geschwunden war, rückte nun die innere
Situation umso stärker ins Blickfeld Die MenschenrechlSVerlel%Ungen, das
bewusst in Kauf genommene Sinken des lebensstandards sowie die ange­
spannte Siluation der Minderheilen verschlechterten das Image Rumäniens
im Ausland rapide. Dabei spielten nicht nur die Iatsächlichen Veränderungen
eine Rolle, sondern die innere Situation wurde oft eISt ;Ctzl Oberhaupt rich~

lig wahrgenommen.

23 Elnersei15 durch die ZugdlÖrigkeit zum 50ziaJislLKhen Lager. welche dls Fonbe~ehendes
SozWismus ab solchem g::u:u'ltlerle, anderenel15 durch die Anlehnung an den ~'esten, wel·
ehe die Entstehung der konkreten ru~nls<:hen Ausprägung des Sozi;llismus el'Sl ermög­
lichte

Trotz der offensichllichen Krise in allen Bereichen reagierte das Regime
nicht, beziehungsweise es wies jegliche Verantwortung dafür weit von sich.
Offenbar ignorierteCea~ die Krisensymptome oder nahm sie jedenfalls
nicht in ihrem ganzen AUSmas5 wahr. Er scheint je länger je mehr den Ober­
blick über die Situation verloren :tu haben. Die hierarchische Struktur verun­
möglichte eine realistische Einschätzung der Lage im Lande. Jede Hierarchie­
ebene leitete ein geschöntes Abbild der Realität nach oben weiter, um sich
durch Erfolge zu legitimieren und um nicht für Versäumnisse haftbar gemacht
zu werden. Dies fühne zu einer von den unteren MachIStrukturen gegen
oben zunehmenden Verzerrung der Zustände im land. Über die wahre Lage
unvollständig im Bilde, konnten die übergeordneten InsIanzen auf die Krise

nicht adäquat reagieren; das System wurde jeglicher noch vorhandener Dyna­
mik beraubt und erslame.

Sicherlich liess sich Cea~scu durch die laufend dargebrachten lobhude­
leien auch nur allzu gerne blenden. Die offizielle Propaganda verbreitete bis
zu den dramatischen Ereignissen im Dezember 1989, unter völliger Ignorie­
rung der realen Lage, optimistische Zukunftsprognosen und Erfolgsmeldun­
gen. Wenn auch kleinere Fehler und Unzulänglichkeiten, beispielsweise auf
der unteren Beamtenebene durchaus zugestanden wurden, so war dies den­
noch kein Anlass, das System an sich in Frage zu stellen. Vielmehr sollte damit
die Notwendigkeit einer weiteren Verbesserung des sozialistischen Systems
unterCea~ verdeullicht werden. Als Hauptsündenböcke stellte die Pro­
paganda ausländischen Imperialismus, revisionistische und chauvinistische
TendenzenN oder innere Feinde des Systems (Profiteure, Schmarotzer, Sab0­
teure) hin, welche für die offensichl1ichsten Mängel verantwonlich gemacht
wurden. Kritik :Im System an sich aber blieb tabu und wurde mit restriktiven
Mitteln geahndet. Der schöne Schein sollte um jeden Preis aufrechlerhalten
werden. Noch auf dem XIV. Parteitag vom November 1989 vclSuchte man,
dem rumänischen Volk und dem Ausland eine heile Weil vonugaukeln. Die
Partei wählteCea~ erneut einstimmig zu ihrem Generalsekretär, und im
Gegensatz zum XII. Paneilag von 1979 verliefdas inszeniene Geschehen ohne
unvorhergesehene Kritik aus den eigenen Reihen.~ Dennoch zeichnete sich

2. Als Anspielung auf die natlon.alen Mindabeilen, inIDc,ondete die Ungaren.
25 Allerdinllll ....... Irorz vor dem Paneila8 ein Schrdben einer anonyme Gruppe, vermutlich

PaneiaktiviSlen. aufgt':{:aucht, worin die Abwahl ee:.u~s gefordert wurde. Die Autoren
des Aufrufs blieben auch nach dem SnJrz Ceau~5CUS anonym. Da t1le Gruppierung den
gleichen N;unen benUtzte wie die Front der Nailonalen RCllung, die einen Monat später die
Macht übernehmen sollte. kam CII zu Spelrol3lionen über einen Zusammenhang zwischen
beiclffl Gruppen. Allerdings oouitten Jliescu und seine Mitstreiler lrgendeinen Zusammen­_.



414 Innlel Ursprung Rumänien 415

zu diesem zeitpunkt bereits ab, dass das Regime nur noch aus einer Fassade
bestand und dass es wohl früher oder später zusammenbrechen würde, da
praktisch niemand mehr, weder in Rumänien selber noch im Ausland, an
seiner Aufrechterhaltung interessiert war. Dass der Zusammenbruch dann
aber so schnell erfolgte, dürften wohl nur die Wenigsten zu hoffen gewagt
haben.

Der Umsturz vom Dezember 1989

Auch knapp ein jahrzehnt nach den Ereignissen, die zum Sturz descea~­
Regimes fühnen, liegen dessen genauer Ablauf und die Hintergründe wei­
lerhin im Dunkeln. Viele oftmals gegenläufige Interessen behindern die Erfor­
schung der damaligen Vorgänge. Eine allgemein akzeptierte Darslellung der
Geschehnisse der zweilen Dezemberhälfie 1989 liegt inuner noch in weiter
Ferne. Im Rahmen dieser kurzen Skizze sollen deshalb nur der Verlauf der
Ereignisse, so wie er von aussen beobachtel werden konnte, umrissen und
einige umstriUene Punkte angedeutet werden.

Der Prolest gegen das cea~-Regimeging zu Beginn von der Stadt
Timi~ aus, welche im Banal im Westen Rumäniens liegt In diesem Gebie!.,
in dem nationale Minderheiten (Ungaren, DeulSChe, Serben und andere) stark
vertrelen sind, war die Bevölkerung dank der Grenznähe zu jugoslawien
und Ungarn in der lage, Radio- und Fernsehprogramme aus diesen Ländern
zu empfangen. So konnle sie die Ereignisse, die sich in den anderen Staaten
des Warschauer Paktes abspielten, ohne die ideologische Brille der rumäni­
schen Propaganda verfolgen. Zudem weist das Banat aufgrund seiner mul·
tielhnischen Bevölkerung, der verschiedenen kulturellen Einflüsse und der
Geschichte der Region eine spezifische lokale politische Kultur auf.lOS In die­
sem Gebiel machte sich daher die allgemeine Unzufriedenheit der Bevölke­
rung über die schlechten Lebensbedingungen, die politische Unterdrückung
und verfolgung zuerst Luft. Anlass dazu war ein reformierter Pastor der unga­
rischen Minderheit, Läszl6 Tökes, der dem Regime ein Dorn im Auge war
und in die Provinz zwangsversetzt werden sollte. Ein Protest gegen diese
Versetzung schlug am 16. Dezember 1989 in einen Aufstand gegen das Regime
um, welches mit den herkömmlichen Mitteln der Gewaltanwendung reagier­
te, so dass es in der Folge zu blutigen Zusammenstössen kam.

26 Awftlhrlich d:u:u, RfJNIt.<.RO LmEll: Po/illscbeKullu"mdSyslemmm.!fonnatkm /" RumIIni"".
LoIwl/sllldl8zu,Stadt Te"le:fU~r. Fr:mkfurt:un Main 1996 (.. Europlii.Khe Ilochschulschriftc:n.
ReUle XXXI, PolitikwissensclWt, Bd, 280).

Trotz der kritischen Lage trat CeaU{iescu 3m 18. Dezember einen Staats­
besuch im Iran an, in der Hoffnung, dass seine Sicherheitskmfte in der Zwi­
schenzeit die Lage würden unler Kontrolle bringen können. Als er am 20.
Dezember zUrOckkehrte, haue sich die Situation jedoch keineswegs beruhigt
Für den folgenden Tag wurde daher eine Massenveranslaltung in Bukaresl
einberufen, die breile UntersfÜttung für Ceau~ demonslrieren sollte. Sie
musste jedoch vorzeitig abgebrochen werden, als aus den Reihen der versam­
melten Demonstrationsleilnehmer regimekritische Parolen gerufen wurden.
Die Fernsehübertragung des Ereignisses wurde unterbrochen. Am 22. Dezem­
ber geriel die lage völlig aus.ser Kontrolle. Am Vormittag wurde der SilZ des
zentralkomitees der Kommunistischen Panei im lenlrUm Bukarests, in dem
sich Cea~ aufhielt, gestürmt. Unter dem jubel der vor dem Gebäude
versammelten Menge flüchtete Cea~ per Hubschl'3uber. Das Abheben
des Hubschraubers markierte seinen Sturz. Damil waren die blutigen Ereig­
nisse aber noch keineswegs beendel: Die lage in Bukarest und einigen ande·
ren Städten, vor allem in den zentralen und westlichen Landesteilen, spitzte
sich weiter zu. Es gab zahlreiche Todesopfer und grossen Sachschaden. Ersl
als bekanntgegeben wurde, dass NicolaeCea~ und seine Frau Elena am
25. Dezember hingerichtet worden seien und nachdem die Hinrichtungs­
szene am Fernsehen ausgestr.lhlt worden war, ebbten die Kämpfe allmählich
ab. Gegen jahresende hatte sich die lage einigermassen beruhigt.

über die Anzahl der bei diesen gewalltätigen Auseinandersettungen getö­
telen Personen kursierten viele Spekulalionen. Dabei wurde die Zahl der
Toten in den dramatischen Tagen des Dezembers 1989 zunächst stark über­
uieben. Von zunächst 60 000 sank die vermutete Anzahl der Opfer später
auf rund 1 100, wobei der grOssle Teil davon erst nach dem SturzCea~
bei den Kämpfen in verschiedenen Städten des landes umkam. lI Wer dabei
auf wessen Befehl auf wen geschossen hat und welche Motive sich jeweils
dahinter verbargen, ist eine der am heftigsl diskutierten Fragen. 211

Als sicher gellen kann, dass sich Teile der Polizei- und Sicherheitskräfie,
vor allem aber die Armee relativ bald von Cea~u lossagten. Zweifellos
spielte die Tatsache, dass die Armee sich auf die $eite der Aufständischen
stellte, eine wesentliche Rolle beim weiteren Verlauf des Geschehens. Schon
vor dem Sturz scheint die Armee nicht mehr völlig loyal gehandelt und, wie

27 GMlMm (1998), S. 178 f.
28 So gibt es Vermutungen. o:\as,s die Gcwllh von Venrelern der neuen FühNng provoziert wur­

de. Um die eig<::ne Unenlbo::hrlkhk<::it zu demonWieren und SolidarilJil zu schaffen. Sieh<::
dazu Ebenda, S. 177 f. und t.ucLo.N N~ST.uA: Condulla corupiratlvl5ub regimul comunist: mit
~ r<::a1ital<::. In: /lfiturUe rom\ln!smul\ll rortdn<::sc. Sub dlro::qiot lu! l.ucWt Boiot. ßUC\lre.:;ti 1998,
S. 200 r.
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gefordert, scharf geschossen zu haben.29 Eine allgemeine Unzufriedenheit
mit dem Regime Ceau~cus war aber offenbar nicht nur in der Armee vor­
handen, auch die -5ecuritate- stand anscheinend nur noch teilweise hinter
CeaU§escu. JO

Zentrale Bedeutung kam dem Fernsehen zu, nachdem es der Kontrolle
der Kräfte, die sich Ce'J.~u gegenüber loyal verhielten, entglitten W<lf. Das
Geschehen konnte somit ·live- ins ganze Land ausgest.rahlt werden, so dass
auch die Menschen in den vielen Gebieten, die von den Unruhen nicht
erfasst wurden, von den Ereignissen erfuhren. Noch am 22. Dezember, nur
kurz nach der Fluchtcea~, wurde am Fernsehen verkündet, dass eine
Gruppierung namens ·Frontu! Salvmi Na~ionale-CFSN, Front der Nationalen
Rettung) die Macht provisorisch übernommen habe. Als ihr Kopf trat Ion
Iliescull auf, der die EinfUhrung einer Demokratie, die Respektierung der
Menschenrechte und freie Wahlen ankündigte. Die grosse Mehrheit der
23 Millionen Einwohner Rumäniens verfolgte den verlauf der Ereignisse, die
schon bald als Revolutionll bezeichnet wurden, am Fernsehschirm. Das Fern­
sehen spielte in diesen Tagen eine wichtige Rolle bei der Formierung der
neuen Machtstrukruren. Die FSN präsentierte sich als eine spontan aus der
Volkserhebung entstandene Gruppe, die die Macht verwalte, um das land zu
Freiheit und Demokratie zu führen und um freie Wahlen vorzubereiten.

Schon bald aber wurden Stimmen laut, welche die lauteren Absichten der
FSN in Frage stellten und gar davon sprachen, ihre Führer häuen sich bereits
unlerCeau~ gegen diesen verschworen, um selber die Macht zu ergrei­
fen. Sie häuen den Volksaufstand für ihre eigenen Ziele ausgenÜl2t oder ihn
sogar provoziert, um die Geschehnisse zu Beginn aus dem Hinlergrund ver­
folgen zu können und ersl im entscheidenden Augenblick hervorzutreten.
Dies könne erklären, warum sich die FSN so kurz nach der FluchtCeau~s
bereits konstituiert und der Bevölkerung vorgestellt habe und warum Ceau­
~ und seine Frau am 25. Dezember nach einem juristisch zumindest fragli­
chen summarischen Gerichtsverfahren sofort hingerichtet wurden. Die neuen
Machlhaber hätten die Exekution Ceau§Cscus angeordnet aus Furcht vor all­
f:Hligen Aussagen des Ex-Diktators mit für die neue Machtelile unangeneh­
men Einzelheiten. Selbst Spekulationen über ein ausländisches Eingreifen

29 G~1lANYl (990), S. 105 rr.
30 Ebend:r.. S. 92.
31 Ion l1IeSClJ repräsentlen den typischen Venreter der von Ceau~SClJ entm:lChteten Nomen­

kl:r.tul1l. N:r.ch einem I1lSChen Aufstieg in der Hierarchie w:r.r er nach 1971 im Zuge der \1<,'1'­

.sc~rften G:r.ng:ut Ce:l.U~' :r.uf unwichtigere Po~ten :r.bgeschoben worden. Ikrell$ vor
dem Maehtweduel galt er :r.I, möglicher Naehl"olger Ceaulll=U"

32 Zum IkgrilT der Revolution ,lehe G,<JU/ffl (1998), S, <I rr.

machten die Runde. Die Ausschreitungen in Timi:;oara seien von ausländi­
schen Geheimdiensten provoziert worden. In den Tagen vor dem Ausbruch
der Unruhen hätten sich aumUlig viele ungarische und sowjetische .Touri­
steno in der Stadt aufgehalten.'J

Aufgrund derartiger Vermurungen erhob sich schon bald der Vorwurf, es
habe sich im Dezember 1989 nicht um eine Revolution oder einen volksauf­
stand, sondern vielmehr um einen Sla3lSStreich gehandelt, was in Begriffen
wie demjenigen von der -unvollendeten Revolution· zum Ausdruck kommt)4
Neben der Frage, ob die FSN vor dem 22. Dezember schon in irgendeiner
Form bestanden hat, ist auch deren Rolle bei den Volksaufständen von Inter­
esse. Denn es wäre durchaus vorstellbar, class eine ablfÜnnige Gruppe inner­
halb der Kommunistischen Panei Plane für den Fall der Amtsunfähigkeit
CeaU{it"SCUS's ausgearbeitet hatte, dann aber von den Ereignissen inT~ara
(und Bukarest} überraschl wurde und die Gunst der Stunde ergriffen hat

Die neuen Machthaber um Ion lIiescu, den Führer der FSN und somit pro­
visorisches Sla3tsoberhaupl, und Pelre Roman". der das Amt des Premier­
ministers übernahm, besoitlen vehemem, class die FSN schon vor dem Sturz
CeaU{it"SCUS bestanden habe. Sie beharrten darauf, class die FSN eine Spon­
tangfÜndung der Revolutionstage gewesen sei und sie selber vom Gang der
Ereignisse ebenso uberrascht worden seien wie der Rest der WeIL

Mit all den ungeklänen Fragen im Umfeld der Ereignisse vom Dezember
1989 verband sich in der folgenden Zeil viel innenpolitischer Zundstoff. Die
FSN mussle sich den Vorwurf gefallen lassen, die Macht mit illegitimen Mitteln
an sich gerissen zu haben. Durch einen praktisch nahl10sen übergang der
Herrschaft von CealJ{ieSCU an die FSN habe diese sich zu einem Zeitpunkt in
allen wichtigen Machtpositionen einnisten können, als ihr noch keinerlei
organisierte Opposition gegenüberstand. Dieser durch keinen VolkswilJen
legitimiene Vorsprung sei dann weidlich ausgenützt worden. um die erreich­
le Position zu halten und auszubauen. So elwa die Kontrolle über das Fern­
sehen, dessen regierungsfreundliche Berichterstattung in den Jahren darauf
ständige Krilik der Opposition auf sich lOg.

33 Zu let.zlerer Beh:mptung ,Iehe beispielS\Vebe Inlu 'J;\l.f.l'A~ In .Barlc:r.d:r.. Nr. 22/1990 zit. in:
Marlu, Mloc: FaI,iflC:ll.orii moriei. TlmlliOOI1I 1995, s. 34.

34 Au~führlicher zur StaatMtreichtheorie bei G~IMNYI (1990), vor allem S. 82 rr. und G,<JUNYI
(998). S, 154 rr.

35 Ober dessen ~h1echten Ge,undhelu~~viel ,~kuliert wurde.
36 Petre Roman ist Sohn eine, bek:r.nnlen Altkommunisten und w:r.r bi, 1989 Hochschullehrer.

Mit seinen damab 43 J:r.hren repr;1~tierte er den jungen Technokl;ll<:n der ehemaligen
kommunistischen Nomenkl:r.tu...l.
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Die Transformation Rumäniens in den neunziger Jahren

Mit dem Sturz Nicolae Cea~ hatte die Kommunistische Partei Rumä­
niens (PeR) praktisch von einem Tag auf den nächsten aufgehört zu existie­
ren. Die neuen Machthaber erklärten sie für aufgelöst. Es gab auch praktisch
niemanden mehr, der sich offen zu ihr bekannt häue. Zu fest schienen ihre
Ideen durch die Politik Ceau~us kompromittiert zu sein als dass es jemand
gewagt hätte, durch seine Identifizierung mit der Partei den Volkszorn auf
sich zu ziehen. So verschwand die zuvor knapp vier Millionen Mitglieder
zählende PCR, ohne formal aufgelöst worden zu sein, von der Bildfläche.
Dieser äusserlich radikale Bruch begünstigte die nachrückenden Eliten, die
sich in der Front der Nationalen Rettung FSN versammelten. Dadurch dass
man Ceau;ieSCU verdammte und das Bekenntnis zum Kommunismus opfer­
te, konnten alle Verfehlungen auf das alte System geschoben werden. Durch
die entschiedene Distanzierung vom gestOrzten Regime suchte sich die Front
demgegeniiber als neue Kraft zu prisentieren. die in keinerlei Verbindung
zu ebendiesem alten System stehe. So wollte man darüber hinwegtäuschen,
dass umer dem Deckmantel der Front, deren Fiihrungsm.itglieder praktisch
alle der kommunistischen Nomenklatura entstammten, die Konservierung
der alten Strukturen unter neuen Vorzeichen betrieben wurde.

Schon bald konstituierte sich die FSN als Partei und beschloss, an den von
ihr ausgeschriebenen Wahlen im Frühjahr 1990 teilzunehmen. Dies obwohl
sie sich zuvor als provisorische Kraft ausgegeben batte, als Plattform, der alle
Kräfte des Landes angehören sollten und deren Ziel darin bestand, freie
Wahlen zu organisieren, nicht jedoch an ihnen teilzunehmen. Nun aber argu­
mentierte man plötzlich, dass die FSN als einzige politische Kraft in der Lage
sei, das Land aus der schwierigen Situation herauszuführen. Die Bevölkerung
solle an ihre Arbeitsplätze zurückkehren und der Front vertrauen. ·Lasst die
From denken., so lautete der Tenor ihrer Anhänger."

Aufgrund der Atomisierung der Gesellschaft und des Fehlens einer orga­
nisienen Opposition unter Cea~ fiel es schwer, alternative politische
Gruppierungen zu bilden, die der Front das Wasser häuen reichen können.
'eue politische Strukturen mussten erst einmal von Grund auf geschaffen

werden. Daher griff man teilweise auf die politischen Konzepte der vor­
kommunistischen Zeit zurück. In den Wochen nach dem Sturz Ceau;;escus
wurden Parteien ncu gegründet, die von den Kommunisten nach ihrer
Machtergreifung verboten worden waren. Darunter befanden sich die beiden

37 ·l.:lsa\i Froruul d.gt~CAdeve:ll'lll, Nr. 30. 30. I. 1990). ·Front. k;um cbJxoi :,luch;ds eine
Anspielung 2Uf (b$ ru~nisch",Wort frunl'" (51110.,) vet3tandm w=len

grOssten Parteien der ZWischenkriegszeil, die Nationalliberale Partei (Partidul
'alional lJberal, PNL) und die Nationale Bauempartei (unter dem ern-eiter­

ten Namen Nationale Christlich-Demokr.ltische Bauernpartei: Partidul Natio­
nal prntesc Cre~n Democrat, Pi\'TCD) sowie die kleinere Sozialdemokra­
tische Partei (Partidul Sodal Democral Romän, PSDR). Sie wurden von Über­
lebenden der )eweiligen Vorgängerpaneien neu konstituiert. Diese Palteimi[­
glieder hauen für ihre politischen überzeugungen nach der kommunistischen
Machtergreifung oft lange Jahre im Gefängnis gesessen oder waren rechtzei­
tig emigriert und kehrten nun, nach dem Sturz der kommunistischen Diktatur,
wieder nach Rumänien zurück. Obschon - oder parddoxerweise gerade weil
_ sie eindeutig antikommunistisch eingestellt waren, hatten sie einen schwe­
ren Stand der Fron! gegenüber, war diese doch in den dramatischen Stunden
im Dezember 1989 im Fernsehen dem ganzen lande als rettende Kraft vor­
gestellt worden, und bezog daraus ihre legitimität Ihre Führungskräfte,
Angehörige der ehemaligen Nomenklatura, die sich nun als Dissidenten inner­
halb des Systems darstellten, waren der Bevölkerung vertraut, die Venreter
der historischen Parteien hingegen so gut wie gar nicht. Die neuen Paneien
waren mit dem achteil behaftet, sich zuerst richtig organisieren zu ml1ssen,
während die Front als Panei der ehemals kommunistischen Elite eingespielte
Beziehungen auf informeller wie auch die Organisationsstrukturen der PeR
auf formeller Ebene zu nutzen vermochte. überdies ergriffen die grassen
Medien und insbesondere das Fernsehen in der Wahlkampfphase eindeutig
zugunsten der FSN Partei. Diese verstand es, die Wähler mit populistischen
Versprechungen zu ködern. Durch verschiedene Massnahmen konnte sie
bereits in den ersten Wochen nach ihrer Machtübernahme die Versorgungs­
lage spürbar verbessern, was ihr in den Tagen des Umsturzes erworbenes
Ansehen in der Bevölkerung weiter stärkte. Dadurch dass sie populistische
Versprechungen machte und eine baldige Besserung der Lage ohne negative
Auswirkungen in Aussicht stellte, verkündete die FSN genau das, was die
Bevölkerung hören wollte."

Die historischen Parteien dagegen stiessen mit ihren komplexen und
abstrakten Forderungen nach einer politischen und moralischen Erneuerung
auf wenig Resonanz bei der Wählerschaft. Durch den sozialen Wandel in der
mehr als vierzigjahre dauernden kommunistischen Zeit)!> hauen sie ihre tradi­
tionellen Wählerschichten verloren. Als zusätzliche Erschwerung kam hinzu,

38 AuNA MlJNGllJ: Rom:tnll dup). '89. Istorla une! neintelegeri. aucure~i 1995. S. 260.
39 Gen:luere Angaben w den sozialen Vmnderungen unter dem Kommunismus sind zu nn­

den in RAoo Fl.OIllA."I/DAIoIlAN HtIllUA.>;!J/AJ.nANDaU FL.ORIAN' Tnmxili/ f,l modemitate. Ram/l·
nin fnsecolel6 XIX-XX Bueu~ 1997. S. 293 rr.
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dass die Opposition nicht geeint auftrat. Nach der Aufhebung des Parteienver­
bolS waren die Bedingungen zur Gründung neuer Parteien so tief angesetzt
worden, dass in der Folge eine ganze Reihe oftmals kleiner und kleinster
Parteien entstanden, die sich gegenseitig konkurrierten. Diese Zersplitterung
kam der Front zugule, die selber relativ geeint und gut organisiert auftrat. Es
kam zu einer <ansolidation du pouvoir de I'ancien appareil du parti, mais
non du retour au communisme-.-

Unler diesen Umständen übemschle es kaum jemanden, dass die Wahlen,
die schliesslich im Mai 1990 stanfanden, von der FSN mil rund zwei Dritteln
der Slimmen klar gewonnen wurden. Bei den Pr'.isident.sehaftswahlen war
das Resultat noch eindeutiger: 85 Prozent der Stimmen entfielen auf den Füh­
rer der FSN, Ion Iliescu. Seine heiden Gegenkandidaten im Pr'.isidentschafts­
wahlkampf, Radu Campeanu von der PNL und Ion Ra\iu von der PNTCD,
waren beide aus jahrzehntelangem Exil nach Rumänien zurückgekehrt. Daher
haue die Propaganda der Front gegen sie ein leichles Spiel gehabt. Sie und
die Vertreter der historischen Parteien im allgemeinen wurden als alters­
schwache Greise beziehungsweise als feige Schmarotzer dargestellt, die die
schweren Zeilen im Ausland verbracht hätten und nun, ohne Verständnis für
die Leiden der im Land Verbliebenen, zurückkehrten, um ihre früheren
Pfründen wieder an sich zu reissen und das Land zu plündern.41

Am 20. juni wurde Petre Roman zum Premierminister der neuen Regie­
rung bestimmt. Diese leitete Reformen ein und unternahm erste SChritte zur
Einführung einer Marktwirtschaft. Auch eine radikale Privatisierung wurde
angekündigt. Am 1. November traten ersle Preisliberalisierungen in Kraft.
Die einsetzende Umgestaltung des RechtssysletJlS'-Z orientierte sich, der histo­
rischen Tradition folgend, am Vorbild des westlichen, insbesondere des fran­
zösischen, Rechts. Auch die neue Verfassung, die schliesslich am 8. Dezem~
ber 1991 in einer Volksbefragung angenommen wurde, lehnt sich stark an
die Verfassung der Fünften Republik an.

Innerhalb der regierenden FSN kam es aber schon bald zu Konflikten über
den einzuschlagenden Kurs. Denn einem von jungen Technokraten domi­

40 Ju.....M.\m Lt: 8uToN: Lßfin. Q!aUIftCU. Hlsloln d'UM rltdutlon. P:Iris 1996, S. 124.
41 Sop Come!iu Copc:lsu. der belus vor der kommunistischc:nMxhI~Milg\~ der

N3tionaIen 8;wcmpanei~n ....... und c;bhaIb bngeJahre Im Gefangnis verbrach. ha­
Ie. wurde Ra den gleichen \'on\.'firfe konfrontiert. ob9o'Ohl er die g:.onze kommunistische
Zeil Ober in Rum1nien geblieben war. MlJNG1U (995), S. 31. Das lradltionelle ~ltnismm
_Fremden· und die vom Nm1nlschen Kommunismus prakuziene Polari.<;ierung In .wir. und
-die lindern. bildete den N1l.hrboden dafür, cb.u die alJS dem Exil zurtkkgekehnen Rumänen
ohmal!; nklu als _richtige- Rum1l.nen angesehen wurden. BolA (997), S. 179.

42 Dabei konrv:e sich Rumltnien auch noch auf eirlige Geseu:e alJS der vorkomrntlnisWchen
Zell~ die reut formal rue~ Knft geset2l worden waren

nierten Flügel um den Premier standen die konservativen Parteikader gegen­
über. Diesen gingen die Reformen zu schnell, sie fürchteten um ihren Einfluss
als Polge der unpopulären Massnahmen, die im Rahmen der Reformen unum­
gänglich waren. Präsident iliescu fungierte als der unerkläne Führer dieser
konservativen Gruppe. Das SChwelen dieses Konfliktes beeinträchtigte das
Tempo der Refonnvorhaben, die UmsetzUng des Regierungsprogrammes kam
nur noch schleppend voran. Als im september 1991 Bergarbeiter aus dem
Valea jiului (SChiltal) nach Bukarest kamen, um ihren Forderungen nach
Absetzung der Regierung Roman, welche sie rur Preiserhöhungen verant­
wortlich machten, Nachdruck zu verleihen, war das Ende der Regierung
Roman besiegelt.

Nach ihrem Rücktritt führte eine Übergangsregierung unter dem Ökono­
men Teodor Stolojan die von seinem Vorgänger begonnene Politik grössten­
teils unverändert fon. Den Lokalwahlen vom Februar 1992 folgten im Herbst
des gleichen jahres allgemeine Wahlen. Da die demokraLische Opposition,
die sich in dem Bündnis Demokratische Konvention Rumäniens {Conven\ia
Democratid. din Romänia; cmu zusammengeschlossen haue, bei den Lokal­
wahlen gut abgeschnitten halte, waren die Erwartungen auf einen Macht­
wechsel gross. Die Regierungspanei FSN hatte sich nämlich im Flijhjahr 1992
nach Hingeren inneren Spannungen gespallen. Aus dem lliescu nahestehen­
den konservativen Flügel wurde die spätere Partei der Sozialen Demokratie
Rumäniens {Partidul Democra\iei Sodale din Roffiänia; PDSR).·$ Der verblie­
bene, reformfreudigere Teil der Front unter Ex-Premier Roman benannte sich
später in Demokratische Partei um (Partidul Democrat; PD).

Die Erwartungen der Opposition auf einen Wahlsieg erfüllten sich im
september 1992 aber nicht. Slärkste Panei wurde die aus der FSN hervor­
gegangene nachmalige PDSR, auch wenn ihr Resultat (rund 28 Prozent der
Stimmen) weit hinter demjenigen der PSN von 1990 zurückblieb. [on Iliescu
wurde als PräsIdent wiedergewählt. Zur Regierungsbildung war die PDSR
allerdings auf parlamentarische Unterstützung angewiesen. Die CDR verwei­
gerte sich aus ideologischen Gründen der Bildung einer Koalition. Aufgrund
der Kräfteverhältnisse im Parlament kam vier (spater nur noch drei) kleine­
ren, extremistischen Parteien die Bedeutung des Züngleins an der waage zu.
Sie unterstützten die neugebildete Regierung Unler dem Winschaftsexperten
Nicolae V3droiu parlamentarisch. Diese prekären MehrheilSverhältnisse
wirklCn sich negativ auf den weiteren Verlauf der Reformen aus.+' Die PDSR

43 Nicht zu verwe<:tueln mit der .hisl:orischen· Sozia1dernokr<Jli5Chen Panei PSOR.
44 RoBEn Wm<r.a; Demo<::r:wzalion In Romania. In; Uvin.iaSUn: Romania In Imn.sltion H;unp­

shire: 1997, s. 12
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glänzte nicht durch einen besonderen Refonneifer, eine Tendenz, die noch
verstärkt wurde durch die nationalistisch-neokommunistischen Kräfte, die
sie untersrutzten.
~u sprach sich für verlangsamte Reformen aus. Damit wurden drin­

gend nötige Veränderungen auf die lange Bank geschoben, der Reformpro­
zess geriet ins Stocken. Nachdem unterden Regierungen Roman und 5toloj30
rechtliche Voraussetzungen geschaffen und erste Reformschrine getan wor­
den waren, h!itte es nun an der Regierung Väclroiu gelegen, Reformmass­
nahmen im grassen Stil durchzuführen. Das geschah aber nicht, obwohl die
Notwendigkeit von Reformen und der Schaffung einer Marktwirtschaft von
ihr nicht bestritten wurde. Vielmehr ging es ihr daNm, den Übergang zur
Marktwin.schaft stufenweise und sozial abgefeden zu realisieren, im Gegen­
satz zur Opposition, die sich ruf eine radikale Schocktherapie aussprach. Mit
der Regierung Y.käroiu sollte sich vorerst die Konzeption eines langsamen,
nicht zu radikalen und sozial vertriglichen wandels behaupten.4' Die Oppo­
sitionspaneien kritisienen das zaghafte Vorgehen der Regierung. Sie argu­
mentienen, diese Politik werde langfristig die sozialen Kosten der Reform in
die Höhe treiben. Allerdings gelang es der Opposition nicht, zu einer wesenl­
lichen Kursänderung beizutragen, nicht zuletzt, weil sie von inneren Streitig­
keiten geschwächt wurde.

Trotz dem verzögenen Fongang des Reformprozesses und einer Politik
gegenüber den nationalen Minderheiten, die im Ausland auf teils harsche
Kritik stiess, durchbrach Rumänien gerade in der Regierungszeit Vlidl.roius
endgültig die internationale Isolation der späten achtziger Jahre. So wurde
das land 1993 etwa in den Europarat aufgenommen, erhielt die Meistbegün­
stigungsklausel im Handel mit den USA ZUfÜCk4' und trat 1994 als erstes Land
der NATO-Partnerschaft für den Frieden bei. Der Integnttion Rumäniens in
die euro-atlantischen Strukturen massen auch die reformtr.tgen Schichten der
PDSR grasse Bedeutung bei, wobei sie sich auf breite Zustimmung in der
Bevölkerung stützen konnten.41 Sowohl innerhalb der PDSR als auch der
Opposition bestand ein relativ einhelliger Konsens darüber, dass die Aussen-

45 Aumlhrlkher duu, WOU' Ü5Oillf:S, WlIUCluftsre(onn und Rd"ormdeballen in RUmlnien.ln,
BIOSt, 1~, Nr. 42.

46 Rumlinien besus d,e Meislbegilnstigungskl;ausel der USA bcreiU von 1975 bis 1988. ab
Cea*KU cbnuf verzlchtCle, da es sich abzeichnClc,~ sie dem lande ;\Ufgrund seiner
MemchenrechlsverlClzungen entzogen werden sollle.

47 Der NATO·Beilritt erfreul sich von aUen Reforl1\SU3l.tn Miuel· und Osteuropas in Rumänien
der grösslen Beliebtheit und bildet lIUCh einen Konseru; praktisch aller grOssell:n Parteien.
Vergleiche dazu A.'!I<EIJ Un: GABA.'m: Rumlinien und dlC NAlO. In: B10St, 1997, NT. 20, S.4.

politik des landes zu einer verstärkten Annäherung an Westeuropa führen
müsse.

seit 1994 kam es auch zu einem Umdenken und einer leichten Beschleu­
nigung des Reform- und Umsuukturierungsprozesses. Dennoch blieben
Massn:lhmen grassen Stils weiterhin aus; an die Restrukturierung der gros­
sen Industriebetriebe wagte sich das Kabinett \I'äcäroiu nicht heran. Die Resul­
tate der Wirtsehaftsreformen bis zum Herbst 1996 sind - verglichen mit denen
in fortschrittlichen Reformstaaten - bescheiden.ol8 Strukturelle Änderungen
waren verschleppt worden. Die zögerlichen und halbherzigen Reformen ver­
schlimmerten die ohnehin schon schlechte Ausgangslage und führten zu
einem Rückgang des Lebensstandards. Dass beispielsweise die Preise zwar
stufenweise freigegeben wurden, ohne aber gleichzeitig entsprechende
Rahmenbedingungen zu schaffen wie etwa die faktisch weiterbestehenden
Monopole zu zerschlagen, wurde von den Betrieben zu willkürlichen Preis­
erhöhungen genutzt, was zur Inflation und dem Schwund der Kaufkraft
beitrug.

Im Rückblick präsentiert sich die Entwicklung Rumll.niens von 1990 bis
1996 im zeichen der MachIausübung durch eine zweite Garde der ehemali­
gen kommunistischen Nomenklatura ambivalent. Auf die grösstenteils unter­
bliebenen Reformen und den schleppenden Verlauf der Umstrukturierung
wurde bereits hingewiesen. Darin unterscheidet sich Rumänien von der fort­
schrittlichsten Gruppe der Reformstaaten, der Vi!iegrJ.d-Gruppe. Auch kam
es zu keinem Elilcnwechsel, sondern an die Stelle des Ceau~scu-Clanstrat
lediglich die zuvor zeitweise entmachtete Nomenklatunt.

Andererseits hatten die Ereignisse vom Dezember 1989 eine Reihe von
Verbesserungen auf verschiedenen gesell.schaftlichen Gebieten zur Folge.
Dies betrifft die Enhaltung der Menschenrechte, die Enführung e~nes Mehr­
paneiensystems, die Abhaltung freier Wahlen, die Respektierung der Presse­
freiheit oder die Zulassung privater Wirtse:haftstatigkeiten. Im Verlauf des
Jahres 1994 gelang es aufgrund monetärer Massnahmen, eine makroökono­
mische Stabilität zu erreichen, eine allgemeine Öffnung des landes wurde
eingeleitet und Unruhen oder gewalttätige Ausschreitungen sind nach 1990
grösslenteils ausgeblieben49• Auch wenn diese Verbesserungen bei weitem
nichl ausschliesslich der Regierung zuzuschreiben sind, und oftmals nicht
wegen, sondern trotz der Regierung realisiert werden konnten, ist dennoch

48 Einen gUlen überblick Ober den PriV2lisienlnssprozess bietet HEIl69T BROOtNEalWolJ'GANG
HILl.fllUNO: Prlll(Jll$wnmgln RumtJnfen. Bcrlin 1996 (- DeutsChes lru;litUt filr Entwicklungs·
JXWitik. Berichle und GUl:IChten, 9/1996).

49 M'l Ausnalune der emeulcn Bergarbciterunruhen imJanuar 1999.
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festzuhalten, dass die Regierung diese Entwicklungen zumindest geduldet
und gewisse Verlinderungen - etwa den Ausbruch aus der internationalen
Isolation - selber aktiv beuieben hat. Vergleicht man die Entwicklung etwa
mit jener im westlichen Nachbarland Jugoslawien, so lässt sich festhalten,
dass unter Berücksichtigung der schl~htenAusgangslage Rumäniens bemer­
kenswerte Fortsehriue eniell wurden, so bei der Bildung einer Bürgergesell­
schaft oder der Einleitung von Refonnen. Trotz der Tatsache, dass Rumänien
bei der Transformation manchen anderen osteuropäischen Staaten hinter­
herhinkte, ist doch insgesamt eine vorsichtig positive Bilanz zu ziehen.
Rumänien versuchte in den ersten Jahren nach der Ceau~cu-Diktaturdie
Grundlagen zur Transfonnation zu legen, die in anderen Staaten teilweise
bereits unter dem kommunistischen Regime geschaffen worden waren.

Bei den wahlen vom Herbst 1996 kam es dann zu der von der Opposition
lange erwarteten Wende. Nachdem bei den Lokalwahlen im juni die Oppo­
sition erneut, wie vier jahre zuvor, sehr gut abgeschniuen haue, ging sie
ebenfalls aus den ParlamentsWahlen als Siegenn hervor. Auch bei den Präsi·
dentsehaftswahlen siegte der Oppositionskandidat, Emil Constantinescu.50

Somit haue ein Machtwechsel auf allen Ebenen stattgefunden. Zum Wahl­
ergebnis beigetragen hatte die schlechte winschaftliche Lage. Offenbar trau­
len viele Leute den Machthabern der PDSR nicht mehr zu, dass sie die all­
gemeine Lage verbessern können, nachdem sie damit sieben jahre ohne
Erfolg geblieben waren. Auch die ständige Kritik der unabhängigen Medien,
die sich seit den Wahlen von 1992 hatten etablieren können, war filr den
Stimmungsumschwung mitveraß[wortlich.s1

Die neue Regierung basiene auf einer breiten Koalition aus der CDR, der
Demokratischen Partei des ehemaligen Premiers Roman, der Sozialdemokra­
tischen Partei und des Demokratischen Verbandes der Ungarischen Minder­
heil Rumäniens (Uniunea Democrat} Maghiar1din Romania; UDMR). Premier
wurde Vietor Ciorbea, Mitglied der PNTCD, der grOssten Panei des Bündnis·
ses CDR.Sl Das Regierungsprogramm, das die rasche und kompromisslose

50 Emil Constarwines(u war 1992 im Prbidmuchaftswahllcamp( unleriegen. Der GeoIogicpro-
feuor und Mitbegründer derI»s~hen~ianzwar vor 1990 zwar MiIgI,eci
der Kommunistischen P2rtei gewacn,~ desIuIb .... im Gcgemaz zu den radik2J
antikommunbtlSCh :ll.I~enden Ptbidenl5dufukandidalen von Im, lUr viele wihllnr, die
l1'lXZ einer Partelmilgliedschaft vor 1989 poIiweh nicht :aktiv gewesen waren und sich vor
einer Hexenjagd gegen ehemalige Partelmilglieder run::hleten.

SI G\JOlIUN lItlGNIlt: Die Nmänischen Printmedien. AU.ldNck und Motorder Demokr:atisicNng.
In: B10S!, 1997, Nr. 13. s. 11.

52 Der ehemallge GewerkschaftsfOhrer und BOlllermeister von Bukare51 wurde 5Qmil zum
er51en PremiaminiMer der N3lionalen BonJernpartei seit der Deml.l.sion des Premierministers
A1enndru Vaicb-\'oe\'Od im November 1933

UmselZung einer radikalen Refonn versprach, stiess auf ein äusserst positi­
ves Echo im Westen. Die neue Regierung konnte aber auch auf das Vertrauen
der Bevölkerung zählen, die zum grassen Teil bereit war, LroIZ der schwie­
rigen Lage die Konsequenzen einer strikten Refonnpolitik zu tragen."

Die konkrete UmsetZung der Versprechungen zeigte sich dann aber
schwieriger als erwane!. Neben den ungünstigen ökonomischen Ausgangs­
bedingungen wurde die heterogene ZusammeosclZung der Koalition zu
einem ernsthaften Problem, Im Gegensatz zu der in ihrer politischen Aus­
richtung vergleichsweise einheitlichen V~d'troiu-Regierung umfasste das Kabi­
nelt Ciorbea Christlichdemokraten, Sozialdemokraten, Liberale und den auf
ethnischer Grundlage organisienen UDMR. Neben Differenzen in Sachfragen
spielten aber auch persönliche Animositäten, Profilierungsstreben und Macht­
ansprüche eine Rolle. Nachdem die Meinungsverschiedenheilen durch eine
Regierungsumbildung Ende 1997 vorersi entschärft zu sein schienen, brach
der Konflikt nach NeUjahr erst richtig aus. Kleinliche Streitereien blockierten
den Fortgang der Reformen rur Monate. Die Früchte des Wahlsieges von
1996, insbesondere das verbessene Image Rumäniens im Ausland, wurden
damit leichtfertig aufs Spiel geselZt. Auch relativienen sich die grassen Hoff­
nungen auf eine schnelle Besserung der Lage, die nach dem Wahlsieg der
Opposilion 1996 geherrscht hatten. Im Streit zwischen verschiedenen Grup­
pierungen, die sich gegenseitig der Verzögerung der Reformen beschuldigten,
geriet Premier Ciorbea ins Kreuzfeuer der Kritik. Nach einem monatelangen
Ringen wurde er schliesslich von seiner Partei fallengelassen und Radu Vasile,
ebenfalls Mitglied der PNTCD, im April 1998 zu seinem Nachfolger ernannt.
Allerdings zeigte es sich, dass der Wechsel mehr kosmelischer An war, da
das neue Kabinett mit den gleichen koalitionsintemen Problemen zu kämp­
fen hat. Auch wurden in den ersten Monaten nach dem Amtsantritt des
Kabinettes Vasile die angekUndigten Ziele der Reformen einmal mehr nicht
erreicht.

Modernisierungsstrategien und Modemisierungshemmnisse
aus historischer Sicht

Das Territorium Rumäniens ist traditionellerweise ein Übergangs- beziehungs­
weise Durchgangsraum, der den wechselnden Einflüssen verschiedener
umliegender Mächte ausgesetzt war. Bedingt durch seine Randlage zwischen

53 .Zwei Drittel akzeptieren die radikale Rd'orffio. tn AJJgemeinl1 Deul~b" ZeilUl18/rlr Rumd·
nien, NI. 1080, >I" 1997.
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diesen blieb der ausländische Einfluss meist kurzfristig oder indirekt, darauf
beschränkt, dass fremde Völkerschaften die Gebiete plündenen, als Durch­
zugsgebiet benutzten oder Tribute einforderten. Nachdem erst sehr sp!l.t, im
14. Jahrhundert, auf dem Gebiet des heutigen Rumänien Staaten entstanden
(die Fürstentümer Walachei und Maidau), gerieten diese bald unter osmani­
sche Oberhoheit. Doch blieben die beiden Filrstentilmcr als solche bestehen
und erfreuten sich einer gewissen Autonomie, welche sie von den in den
osmanischen SlaaI integrierten Gebieten Südosteuropas untersc.hied.S4 Das
Interesse der pforte war, neben der Sicherung der nordöstlichen Flanke beim
Vorstoss nach Mitteleuropa, vor allem ökonomischer Art (Versorgung mit ver­
schiedenen Gütern aus dem Donau-Karpatcnraum, Tribul2ahlungen). Im kul­
turellen, politischen und juristischen Bereich jedoch begannen gerade in der
Zeit, als die onhodoxen Staaten des Balkans zu osmanischen Provinzen wur­
den, byzantinische Traditionen in den beiden Flirstentümem zu erstarken,
nicht zuletzt durch die Emigration von Griechen, die in der Walachei und
der Moldau Zuflucht fanden. Vom 15. bis zu Beginn des 19. jahrhunderts,
und besonders während der Herrschaftszeit der griechischen Fanarioten im
18. Jahrhundert, standen sie unter starkem byzantinischen Einfluss (.Syzance
apr~ Byzanee- nach den Worten des rumänischen Historikers Nicolae lor­
gaP' Daneben spielten aber auch traditionelle Elemente weiterhin eine wich­
tige Rolle, etWa das einheimische Gewohnheitsrecht (obiceiul p~ntului).'6
Die Elite des einheimischen Boiarentums blieb in den beiden Fürstentümern
weiterhin bestehen.

Lm 18. und 19. Jahrhundert kam es zu einer Emanzipationsbewegung der
Rumänen, welche die Schaffung eines eigenen unabhängigen Staates zum
Ziel hatte. Das von den Rumänen bewohnte Gebiet lag genau dort, wo sich

S4 Dazu, MIHAI MAlWl' Le SUNt des p;l)'$ roumailuen~ b Porte onorn:me aux XVle - XVllle
si«ld. In; ReL,,1I RoumalM d'bislotrl!, 24, t-2 (1985), s. 29-50

55 Eine kurze Obersidu Ober den~ Einfluss vom 14 bis 19. Jahrhundert bietet
D. J Dan.utr: Same k1pe'CU d w B~ Tl'3dlÜOfl in lhe RuIlW\ian Principaluia. 10;
T1N Slrn~lOIic lind Eos: Europa1n ReLVui, ",1 (1980. s. 1-14. Die Daiaung der enlen
~1I'li5chen~ (Ober~~ i:5I KIl9o'er ZlJ br$timmen, geht
90~aber a4<br: zweilC' IU1ftedes 12.Jahrhunderu ZlJIÜl:k.A.~PII'I"IIlI: Tmdl{io
polltlcd bizantind in 14riJ# romdnl! in S«OIt!k~XV111.Bucu~i 198~, S. 250. (für onen
Überblick ober die wic:hliaRen E/8ebniMe dieser Arbeit $iehe DBS.·;' b recherche dune
lJ'adilion pohlique byuntine <Uns \e$ pa)'$ roumalns. In: Nouuelks etudes d'bislolre, BlICU'
~, 2 (1980), S. 121-130.)

56 In der Praxl5 war das Gewohnheit.srechl die eisenlliche Quelle des rechtlkhen Lebens. VLADI­

Mlft HANG", Die Re~pli<m de$ römlsch-byzantlnl$Chen Rechtes In den rumäni.5chen F'ül1llen­
tilmo::rn. Theorien. Re:lIillllen.ln, N<Ju/lf.'llesltlldesd·bWoire, Bucure:iIll, 7 (1985), S. 16 ff. Zum
Gewohnheitsrechl $i~he Dus., Us InstilUllorudu droil cOOlumler roumain Bucu~ll988

(- Bibliothec:l Historic:I Romanl;v:. 71).

die Interessengebiete des Osmanischen Reiches, der Donaumonarchie und
des Russländischen Reiches überschnitten. Somit hing die nationale Emanzi­
pation eng von der Entwicklung dieser drei Grossmächte ab. Die Verbindung
der Donaufürstentümer mit der pforte löste sich ab der zweiten Hälfte dL'S
18.jahrhundens vor dem Hintergrund des russischen Expan'iionsdmnges
nach Südosteuropa. In der zweiten Hälfte des 19. jahrhunderts kam es schliess­
lich zur Vereinigung der Fürstentümer Moldau und Walachei, zur Annahme
einer modernen Verfassung und schliesslich zur vollen staatlichen Unabhän­
gigkeit. Damit war der moderne rumänische Nationalstaat (der allerdings
noch nicht alle von Rumänen besiedelten Gebiete umfasste) geboren.

Im neuen Staat spielten nach Westeuropa orientiene Eliten eine wichtige
Rolle. Nationales Gedankengut, welches die Grundlage ruf die Entstehung
des unabhängigen Rumänischen Staates gebildet hatte, war liberalen westli­
chen und besonders französischen Vorbildern entlehnt." Doch spielte auch
die orthodoxe (in Siebenbürgen die unierte) Kirche eine wichtige Rolle im
Prozess der Nationswerdung. Das Ideal der prowestlichen Elite bestand in
einer Modernisierung Rumäniens nach westeuropäischem Muster. Allerdings
waren die Ausgangsbedingungen dafür denkbar ungünstig. Der junge Staat
war weitgehend agrarisch geprägt. Die archaischen landwirtschaftlichen
Methoden machten die Situation der Bauern sehr schwierig. Agrarreformen
bildeten denn auch eine der wichtigsten Voraussetzungen für die Modemisie­
rung. Sie stiessen jedoch auf den Widerstand der Grossgrundbesitzer. Die
schlechte lage der grassen Masse der Bauern verändene sich auch nach
Agrarreformen von 1864 lfOtz einiger Verbesserungen nicht grundlegend.
Schliesslich eskalierte die Situation 1907 in einem gewalttätigen Bauernauf­
stand, der das land erschütterte. Nach der Unterdrückung der Revolte blie­
ben konkrete Verbesserungen aber weiterhin aus,~

57 ZUm Einflw.s Franluelctu $iehe brbpie:ln.teUe DAI'I 8oL_, Romtfnll 1I Ellropa in perlw_
dek~ If modtrntf Bucu~ 1'Hl, s. 96 ff und ZlJ cinzdnc:n k1pc:ktm den Sam­
melband von AuxA.~Zta (Hg): 1ß tftoIUllonfra~~" ks roumnflU. Impact, i-wa.
tnlnpMlJlX1tu. ta,i 1989. Im 18. J3hrhundert kam dJ<: rumlIniKhc: Obenchidll VO<" allem
durch die: VemUnlung der sogawmten Farwiotal (von den Türken eirIge$etzle griechi$che
f'Orsten in der Mokbu und der W2bchci) so....ie von 0IT.neren der L'\W1SChen ArinC'<: (die:
$ich aufgrund der venchic:denlIlchen L'\Wischen~ der Donaifürstmlümer doll
aufhielten) in Kont2kt mir. f".mlOsiJehetn G«bnkengut.

58 Die lmdwirUctwt blieb bis welt ins 20. J:lhrhundert hinein 5l2rk atclui$Ch geprilgt. Zww
war dIe Lelbc:lsensch3ft bereIts 1746 (W:lbcheO bc:ziehuog,swelsc: 1749 CMokbu) (in Sieben­
bürgen 1785) :ibgeschafft worden. durch FrondienMe bli~ben die &'uern aber weiterhin
:abh1nglg. Divel'lil: Reformen verbesserten dIe l2ge der graMen M:i$Sl: der ß:lUern kaum,
sondern zw~n $H: in neue: AWnSigkeilen. ~eichc:auch FlOllAslHtJ'UZtA..~

(I'Hl).S 116ff
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Eine der treibenden Kräfte der Modernisierung Rumäniens in den ersten
jahrzehnten seiner Unabhängigkeit war die 1875 aus liberalen Zirkeln gebil­
dete Nationalliberale Partei (PNL), deren Basis vor allem aus Venretern der
aufsteigenden, aber dünnen SChicht des Bürgertums, Gutsbesiuern und Tei­
len der begüterten Bauernschaft bestand.'W Nach der Ansicht der PNL sollte
die Modernisierung Rumäniens aus eigenen Kräften erfolgen. Die Entwick·
lungsumerschiede mit dem Westen sollten aufgehoben werden, ohne in neue
(ökonomische) Abhängigkeiten zu geraten. Diese Konzeption fand ihren Aus­
druck in der Formel .prin noi i~ne- (durch uns selber). Demzufolge sollte
etwa die Entstehung von Kleingrundbesitz geförden werden, damit sich auch
die Bauernschaft mit dem neuen Staat identifiziere, einheimische Kreditinsti­
tutionen sollten geschaffen werden, um beim Zugang zu Kapital die Auslands­
abhängigkeit zu vermindern, die Entwicklung von Industrie sollte begünstigt
und unter anderem durch SChuuzölle unterstützt werden, da die Indusuiali­
sierung als eine wichtige Voraussetzung der winschaftlichen Entwicklung
begriffen wurde.6lI

Die konservativen Grossgrundbesiuer und Teile der bürgerlichen Kauf·
mannsschicht dagegen suchten vor allem ihre gesellschaftliche Stellung und
den ungehindenen Expon landwinschaftlicher Güter zu sichern. lhre Kon­
zepte waren weniger einheitlich als diejenigen der liberalen. Erst 1880 kam
es zur Grfindung der Konservativen Panel. Im Gegensatz zu den liberalen
standen die Konservativen eher unter dem Einfluss von deutschem Gedan­
kengut. Einen wichtigen Impuls auf ihr Denken übte die Gruppierung der
junimea aus. Diesejungkonservative Bewegung war in der Moldau als litera­
rische Gesellschaft gegrfindet worden. Die formulierung ihres geistigen Vor­
denkers Titu Maiorescu von den ·forme ßrn. fond· (Fannen ohne Inhalt)
beschreibt die Gesellschaftskritik der junimea. Die übernahme westlicher
Vorbilder im Rahmen der Modemisierung wird kritisch hinterfragt, da sie auf
keinerlei dem westlichen System vergleichbaren Grundlagen ruhten. Viel-

59 Al"OSTOl.STAN Gruplri $i C\Jrenle poIilice in Rom1niaintreu~~ independenlOl(l859-1877),
Bucure>\t; 1979, S. 402 rr. Es ist jedoch fesuuhaltcn, dass es, vor allem zu lIeginn. lu.upu1ch­
lieh Veftreler 00 Oberschicht waren, du:,: liber.ales Ge<b.nkengut vatraten und filr eine Moder.
nisicrung eintnllen. Neben den n:Wonaien Zielen nahmen 5O~i<lle Forderungen einen eher
bescheidenen lbum ein. Die Fr.tge der Modcmlsicrung entsUnd weniger aus einem sozia­
len GellCtU3U !:WOChen BouTgeO;sie und 80iarentum heraus, sondern spaltete vor allem
die herrschende Elite sclbM, Siehe dnu Bot.> 099n, S. 12, ALExAI'lOIlU GIOItGE: l.ibe:raIismul
rom.1nesc in spedfll:ll.e:I lui I5lorld. In: Alina Mungiu-Plppidi (Hg.): Doct.rine pollilce.
Concepte univer~e ~ reallllli rorn.1nejti. [a$i 1998, S. 48 und Fu}l[ANIHlJUZf.ANulFlO~"'N

(1997),5. 129ff.
60 MIRCI'.A 105.\: Clnccptul ,prin nol in}ine>, in: Apostol St:an/Mitcea lQS;l (Hg.): Libllrallsmlll

poUt~ {'I Romlhl/(l, De /(I orlSl,11 ~niJ Ja 1918. Bucurqti 19%, S. 2Q7 ff.

mehr handJe es sich um eine künstliche, oberflächliche Nachahmung auslän­
discher Ideen, um die übernahme von äusseren Formen ohne deren Inhalt.
Aus ihrem historisch-sozialen Kontext gerissen slÜnden sie in Widerspruch
zu den traditionellen Werten der rumänischen Bevölkerung und würden zu
einem Konflikt mit der organischen Entwicklung führen. Die Vertreter der
Junimea plädierten für eine behulSame, langsame Entwicklung, damit sich
entsprechende SlrUkturen in einem evolutionären, organischen Prozess bil­
den könnten.

Die Resultate der Modemisierung gestalteten sich !rotz einiger Erfolge
bescheiden. Die Indusuie entwickelte sich nur zaghaft.61 Rumänien blieb in
erster linie Exporteur landwirtschaftlicher Güter. Dazu kamen Rohstoffe, vor
allem Erdöl. Rumänien als bedeutender Exporteurvon l:andwinschaftsproduk­
ten und Erdöl sah sich deshalb im Ersten Weltkrieg von den kriegfiihrenden
Mächten entsprechend umworben. 1916 t..lt es auf der Scite der Alliierten
in den Krieg ein und konnte mit dem Zusammenbruch der Donaumonar­
chie und des zaristischen Russland seine Forderungen nach der Vereinigung
aller Rumänen in einem Staat verwirklichen. Rumänien erbte von ÖSterreich­
Ungarn Siebenbürgen, den grOssten Teil des Banats, die GebieteC~a und
Maramu~sowie die Bukowina, von Russland Bessarabien, ferner von Bulga­
rien die Süd-Dobrudscha, und erreichte damit insgesamt mehr als eine Ver­
doppelung des Staatsgebietes. Das neue Grossrumänien (Romania Mare) sah
sich nun aber auch plötzlich mit einem Minderheitenproblem konfrontiert,
welches das rumänische Al!reich (Vechiul Regal) der Vorkriegszeit in dieser
An nicht gekannt haue. In Siebenbürgen und den westlichen Teilen betraf
dies vor allem Ungarn und Deutsche (Siebenbürger Sachsen, Banater SChwa­
ben), in der Bukowina und Bessarabienjuden, Ukrainer und Russen. Obwohl
sich Rumänien international zum Minderheitenschuu verpOichtet hatte, hielt
es die Bestimmungen mehr schlecht als recht ein. Angehörige nationaler
Minderheiten wurden staatlicherseits in verschiedenen Bereichen benach­
teiligt, da Rumänien sich als einheitlicher Nationalstaat verstand.

Mit der Entstehung Grossrumäniens wurde auch die Frage einer Agrar­
reform wieder aktuell. In den Jahren nach 1917 wurden umfangreiche Enteig­
nungen zugunsten der Kleinbauern vorgenommen. Vor allem in den neu
hinzugewonnenen Gebieten vollzogen sich dadurch grasse soziale Verän­
derungen. In Siebenbürgen waren neben den BcsitzlÜmern der ungarischen
Grossgrundbesitzer auch diejenigen der Sachsen betroffen, die über Jahr­
hunderte hinweg über eigenen Boden verfügt hatten. Doch auch im Altreich

61 Siehe beispielsweise FLORlAWHlIJu.EANulFlDtllAN (1997), S. 107 cr.
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bewirkten die Enteignungen, dass sich die Klasse der Grossgrundbesitzer
praktisch auflöste und dass viele Kleinbauern zu Eigenlümem wurden.61

Neben dem verlust des ökonomischen Einflusses bUssten die Grossgrund·
besitzer auch ihre politische Stellung ein, welche sie bis zum Ersten Weltkrieg
gehabt hatten. Denn mit der Abschaffung des Zensuswahlrechts nach dem
Krieg kam die Konservative Partei nur noch auf marginale Wahlresultale und
verschwand bald völlig aus dem politischen Leben. Die Grossgrundbesilzer,
die ihr Auskommen nun zu einem grossen Teil im Staatsapparat und in
industrie- und Handelsunternehmcn fanden, bildelen dann eine der Inter­
essengruppen, die elne soziale Basis für das Aufkommen der politischen
Rechten darstellten.63

Die Nationalliberale Panei P"'l hatte somit ihren grössten politischen Kon­
kurrenten verloren. Gleichzeitig traten aber unter den veränderten Umstän­
den neue Parteien der Pi\'L als Gegengewicht gegenüber. Einerseits handelte
es sich um Parteien in den neu erworbenen Gebieten, so die ·Panidul Na\io­
nal. (Nationale ParteO in Siebenbürgen, eine relativ heterogene Partei, die
1881 entstanden war und sich für die Rechte der Rumänen eingesew. hatte.
Andererseits begOnstigte die Abschaffung des lensuswahlrechts die Entste­
hung neuer Parteien im Altreich, da die grosse Masse der Bauernschaft bei
Wahlen nun ihr ganzes Gewicht in die Waagschale werfen konnte. So ent­
stand 1918, nach verschiedenen gescheiterten Versuchen in den Jahrzehnten
zuvor, unter dem Namen .Partidul prllnesc. (Bauernpartel) eine Partei, die
sich als Venreterin des Bauerntums verstand. 1926 schlossen sich die Natio­
nale Partei und die ßauernpanei zur ·Partidul National pränesc. (Nationale
Bauernpartei, PNT> zusammen. Somit sUnd der PNL eine national organi­
sierte und vor allem auf der Bauernschaft und dem stiidtischen Kleinbürger­
tum basierende Panei gegenüber. Ihre innere Struktur war uneinheidich und
reichte von Venretern eines Agrarsozialismus bis zu gemässigt nationalisti­
schen bürgerlichen Schichten vor allem in Siebenbürgen, wo die Nationale
Partei vor der Fusion als Vertreterin von Regionalinteressen fungien hatte.1W

Die Pl\'l verfolgte weiterhin ihre Konzeption einer Mcx1emisierung .prin
noi in~ine-. GefOrdert werden sollte vor allem der Ausbau der Schwerindu­
strie, und dies auf Kosten der landwirtSChaft. Die Abhängigkeit vom Ausland

62 Kf.ml HrrouNS, RomAnia, J&'>c5-J947(Ed. a Il-a). ßuaJrq111998, S.}4'" If. (englische Origi.
n:I1ausg.: Ru"um/Q I&56-J947. Ouerd 19904).

63 SmoKEN Fl.'lOlu-GAu", The interwar period. In: Dinu C. Ghlfexu!Slephen Fischer-Gala­
11 (Hg.): Romania. A blslorlept!rSfX'Cllve. 800lder 1993, S. 298 (- East European Monographs,
No. COlVll).

604 10AN Scuaru: Dln vIa{ß po/itkd 0 RomAnIei 0925-194 7). Sfudlu critkprlL'ind isrona Portl­
dulu! No{ionlll Tdn'1nesc. Bucu~ 1983. s.61f.

sollte durch Beschränkungen, etwa das Verbot des Erwerbs von Grundeigen­
tum durch Ausländer, reduziert werden. Anders die PNT, die einer Politik
der offenen Türen (politica poqilor deschi.se) das WOrt redete. Ausländisches
solhe einheimischem KapicaJ. gegenüber gleich behandelt und Restriktionen
gegenüber ausländischen Investitionen sollten abgebaut werden.M

Trotz der modernen Verfassung westeuropäischen Typs von 1923 funk­
tionierte die Demokratie in der Praxis - wenn überhaupt - nur ansatzweise.
In der politischen Auseinandersetzung zwischen den Parteien kam dem König
eine wichtige Funktion zu. Gemäss der bereits im Altreich üblichen politi­
schen Praxis beauftragte er jeweils eine der grossen Parteien mit der Regie­
rungsbildung. Die neue Regierung Iiess Wahlen ausschreiben und sicherte
sich dabei eine Mehrheit. Neben WahIBUschung spielten dabei die Einfluss.
nahme des Beamtenapparales auf die Wählerschaft und deren hohes Mass
an Loyalität gegenüber der jeweils amtierenden Regierung eine wichtige
Rolle. Eine Klausel, die der stärksten Partei eine ihren Stimmen entsprechend
überproportionale Anzahl Sitze" zusprach, Ial. ein übriges. Dieses System,
das Wahlen" zur Farce verkommen Iiess, die häufigen Regierungswechsel,
die politischen Streitigkeiten, die Korruption und die Verschlechterung der
Winschaftslage im Zuge der Weltwirtsehaftskrise liessen die Politikverdros­
senheil ansteigen. Traditionellerweise nahm ohnehin nur eine dünne Schicht
aktiv an dem politischen Geschehen teil, der grosse Rest der Bevölkerung
Iiess sich bestenfalls zur Bestätigung mobilisieren.

Konsequente Kritik an dieser PoHtikerschicht betrieb in den dreissiger
Jahren vor allem die faschistische ·Eiserne Garde-6lI. Sie lehnte das parlamen­
tarische System grundsätzlich ab. Mit ihrem starken Zulauf von Seiten der
Bauern, aber auch der Intellektuellen und der Beamtenschaft, und mit einer
Mischung aus legalen Aktivitäten und gewalttätigem Terror erschütterte sie
das parlamentarische System in seinen Grundfesten. Eine ernsthafte Bedro­
hung erwuchs diesem zugleich aus dem zunehmend autoritären Stil, den
König Caroill. pflegte. 1938, nachdem wahlen keine klare Mehrheit zustan­
de gebracht hauen, ergriff Carol selber die Macht und lOste die Parteien auf.

6) Ebencb, S. 2S If
66 Erreichte eine P;mei mindestens 040 'MI der Stimmen, erhlek sie die H,;ne aller SItZe als .Bonus­

zullt'llprochen. D,e andere H1lfte der Sitze wurde proponiona1 zu den erreichten Slimmen­
prozenten vergeben, unter abermaliger BerUcksichtigung der Siellerpanel. So ergaben also
40 'liI der Stimmen 70 'MI der Sitze.

67 Einen Einblick in die Atmosphäre der zehn Wahten der Zwischenktlegszeit bietet 10M<
UClJST~: Zec;e aJpgeri Imerbelke 191~1937.Clmln c4§lf,gOl!O. O. 1998.

611 Unter die~m Namen (G:ucb de Fiel).seil 1930. gcgrilndet 1927 als -Legion de5 El'u:ngeb
Michael· (Legiune:ll A1twlghelului MilWO_
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Damit war der Versuch eines demokratischen parlamentarischen Systems vor·
erst beendet

Allerdings entsprach das demokratische System Grossrumäniens in keiner
Weise einem westlichen Demokratieverständnis. Dazu fehlte ihm eine solide
miuelständische Basis. Rund 80 Prozent der Bevölkerung lebten auf dem Lan­

de, die Analphabetenrate der Gesamtbevölkerung lag bei etwa 40 Prozen(.69
Eine breite, ungebildete und grösstenteils in Armut lebende Masse von Land­
bewohnern blieb in traditionellen Verhaltensmustern verhaftet und empfand
die staatlichen Strukturen und das städtische Leben als fremd und bedroh­
lich.70 Ihr stand eine relativ kleine, städtische Elite gegenüber, Eine kulturelle
Avantgarde orientierte sich stark an Westeuropa, besonders Frankreich, und
war vom Willen beseelt, den kulturellen Anschluss an den Westen zu fin­
den. Zwischen den Angehörigen dieser Elite und der einfachen ländlichen
Bevölkerung verlief ein tiefer Graben.'l Eine grössere Arbeiterschaft existierte
noch nicht, da die Industrie erst relativ schwach ausgebildet war. Zudem han­
delte es sich vielfach um vom Land zugezogenen, ungelernte Arbeiter, die
sich noch nicht fest an die städtische Lebensweise angepasst hatlen.n Ein
breiter Mittelstand fehlte. In Siebenbürgen gab es zwar historisch gewach­
sene städtische SChichten, doch setzten sich diese grösstenteils aus Nicht­
rumänen (vor allem Deutschen und Ungaren) zusammen. Im Altreich war
eine jüdische Handwerker- und Kaufmannsschicht vorhanden, die sich jedoch
einem starken Antisemitismus ausgesetzt sah, welcher schon vor dem Ersten
Weltkrieg ausgeprägt war und in den dreissiger jahren besonders unter dem
Einfluss der Eisernen Garde weite Verbreitung fand."

69 KlAus-Dt:TlLV GROTIiUSUl (Hg.): Rum"'l/im. Göaingen 19n, S. 427 und 445 (- SüdoSleurop<l­
Handbuch, Bd. W,

70 M'llN HElNEN: D/eLI18/on .ErzengelMI(bael. In Rumtlllien. Soziale Bewegu"g undpolit/gbe
Organtsatwn. EI" Beitrag.%Um Problem des internafiono.len FaM:blsmus. Diss. München
1986, S. 47. TatSJichlkh waren NichtnJmänen in den SlJld!en bedeutend stärker vertreten als
auf dem I=d. BolA (1997), S. 17.

71 CoNSTANT1N P!TCU1ZSClJ: M/.faU"f?aleglono.r<'l. Mit f/ reafitale. Bucure~i 1997, S. 47 f.
72 DUMnltU ~DRU: The gr<)Wlh of Romania's urban population bctween the two world wars

through peasant immigrntion5. In: Nouvelles lrudes d'b/stoire, Bucu~i, 2 (980), S. 167 ff.,
und FLORtANlHUIU'.Zl'.I.NulFLORIAN (997), S. 199 f.

73 Zum Antisemitismus der Zwischeokriegszeit und seinen Wun:eln siehe beispielsweise IRINA

lrvEzf.Ar<u: Culturd fi no.twnal/.sm in Romänia Mare 1918-1930. Bueu~i 1998, speziell
S. 21 ff. und 5, 229 ff. ("nglische Originalausg.: Cultut:al politics in G~.:It"r Romania. R"gion­
alism, nation bu~ding and ethnic struggle, 1918-1930. Cornell 1995) und FMNCISCO VElGA:

lsroria Gdrzfi de Her 19/9-1941. M/stlca ulJmnafTonalismul,<i. Bueur,,~i 1995, S. 55 ff.
(spanisch" Originalausgabe, La mistIca del ultranacronalismo. Historia de la Guard/a de
Hierro. Barcelona 1989)

Aussenpolitisch orientierte sich das Rumänien der Zwischenkriegszeit stark
an Frankreich. Nach den grassen Gebietsgewinnen in der Folge des Ersten
Weltkrieges bestand das Hauptziel darin, den Status qua aufrechtzuerhalten.
Der Machtaufstieg Deutschlands unter Hitler und dessen Ziel der Revision
der Pariser Vorottsverträge bedeutete daher eine potentielle Bedrohung filr
Rumänien. Im Verlauf der dreissiger jahre gelangte es aber auf wittschaftli­
ehern Gebiet in eine starke Abhängigkeit von Deutschland. Das Interesse an
Rumänien beruhte vor allem auf Rohstoff- und Nahrungsmittellieferungen
im Hinblick auf einen zukünftigen Krieg. Deutschlands starker Einfluss wur­
de aber weniger als Bedrohung empfunden denn die Gefahr eines Über­
greifens des sowjetischen Bolschewismus. In Rumänien existierte seit 1921
eine (ab 1924 verbotene) Kommunistische Partei, welche sich Fiir die Abtre­
tung der Gebiete, die nach dem Zusammenbruch des Zarenreiches eingeglie­
dert worden waren, einsetzte und einen generellen Umsturz des gesellschaft­
lichen Systems nach dem Vorbild der UdSSR befilrwortete. Allerdings blieb
die rumänische KP (Partidul ComuniSl Roman; peR) eine marginale Kraft
ohne grassen Einfluss auf das politische Leben. Vor ihrer Legalisierung 1944
zählte sie nur rund 1000 Mitglieder. Ein Grossteil davon waren Angehörige
nationaler Minderheiten CUngarn,juden, Ukrainer). Mitglieder der Kommuni­
stischen Partei wurden verfolgt, viele von ihnen waren entweder in Haft oder
hielten sich im sowjetischen Exil auf.

1944, nach dem Einmarsch der Roten Armee in Rumänien, veränderte sich
die Situation schlagartig. Die SOWjetischen Besatzer betrauten die Partei mit
der Herrschaft Bis dahin war sie eine der kleinsten und unbedeutendsten
kommunistischen Parteien Europas gewesen. Der Marxismus verfügte in
Rumänien praktisch über keine Basis und stiess in der Bevölkerung grössten­
teils auf Ablehnung. Noch jahre nach der kommunistischen Machtergreifung
kämpften Partisanen in den Bergen gegen das neue Regime.'~ Die kommu­
nistische Herrschaft in Rumänien war deshalb von Anfang an von Moskau
abhängig. In den fünfZiger Jahren zählte Rum.änien zu den treuesten Satelli­
tenstaaten der UdSSR und unterordnete sich ihr fast vollständig. 15 Al1erdings
war es innerhalb der Kommunistischen Partei'76 zu Machtkämpfen zwischen

74 Si"he dazu: CrCIJI:ONE ION1TOlU: ResJsten/a arma/d antl<:omunJsta din mU/l/if Rom/in/et
1946-1958. (Ed. a li-al. Bucu~~i 1993.

75 DroNrsrEGHfJlMANt: DIe nm/onaleSoulJerl2/1lt4rspolifikderSR Rum"nfen. I. Te~, 1m Rahmen
des sou,jetlst;ben BündnlssysJems. München 1981, S. 30 ff. (- Untersuchungen zur Gegen­
wartskunde Slldosteuropas, 17).

76 Die Kommunistische Pan"i Rumäni"os nannte sich nach der \'e~inigungmit der SozialderTKl­
kratis.chen Partei 1948 bl~ 1965 Rumänische Afbeit"rp:utei (Partidul Muncitoresc RomJIn,
PMR).
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dem intemationalistischen Flügel, dessen Venreter die Kriegsjahre im Mos­
kauer Exil verbr.Kht hatten und dem Heimatflijgel, dessen Mitglieder in
Rumänien geblietx=n und oftmals inhaftien worden waren, gekommen. Im
Gegensatz zu anderen Satellitensl3aten der UdSSR war es letzterer Gruppie­
rung nicht nur gelungen, den stalinistischen Säuberungen zu entgehen, son­
dern gar sich selber in der ersten Hälfte der fünfziger jahre im Machtkampf
gegen den internationalistischen Flügel zu behaupten und diesen auszu­
schalten."

Gheorghe Gheorghiu-Dej, der Generalsekretär der Partei, welcher zum
Heimatflügel gehöne, verhielt sich in den fünfziger Jahren der SowjeNnion
gegenüber loyal. Ein Wendepunkt kam gegen Ende des Jahrzehnts, als sich
durch den Abzug der Roten Armee aus Rum1nien 1958 der politische Spiel­
raum vergrössene. Gleichzeitig brachen Meinungsunterschieden innerhalb
des RGW aus. Die UdSSR und die entwickelteren Staaten dr'.ingten auf eine
Arbeitsteilung, wobei Rumänien seine traditionelle Rolle als lieferant von
Rohstoffen und landwirtschaftlichen Gütern hätte beibehalten sollen. Dem
widersetzte sich die rumänische Führung vehement. In traditionell stalinisti­
scher Manier sollte die Entwicklung einer eigenen Schwerindustrie voran­
getrieben werden. In einem vorsichtigen und stufenweisen Vorgehen, auch
unter Ausnützung des sowjetisch-<:hinesischen Konfliktes, distanziene man
sich von der UdSSR Radikale Veränderungen, die Moskau hänen provozie­
ren ocIer die ihr einen Vorwand für ein Eingreifen hauen liefern können wie
etWa 1956 in Ungarn, wurden vermieden. Im Gegensatz jedoch zu Nagy ver­
trat Dei keine reformistischen Ideen, sondern war eher an der Aufrechterhal­
Nng des stalinistischen Systems interessien. Auch wurde die Zugehörigkeit
des Landes zum sowjetischen Hegemonialbereich nie in Frage gestellt.
Begründet wurde das Abweichen vom sowjetischen Kurs denn auch stets
mit onhodolC marxistisch-leninistischen Argumenten, womit man allfälliger
sowjetischer Kritik gleichsam den Wind aus den Segeln nahm."

Die UdSSR duldete das rumänische Experiment eines Kommunismus mit
nationalen Akzenten. Mit dem .nationalen· Kurs hatten die rumlnischen
Kommunisten einen Konsens mit der Bevölkerung gefunden, welcher zur

n Siehe dazu beispielswNe C. D. KEa.'IlG (Hg.): Sou.jelsyslem utlddemolmUiscb~ ~/.sl;baft.

DUJ ,rom",,,nlstiscben ParTe/erl der 1f'<!1I. Freioorg Im Brellgau 1969, S. 438 f.
78 Filr eine ~usfOhrlicheD:of'$(ellung der EnlwkklunlJ$geschkhte des rum:tni$Chen Sonderwe­

ges In den fünfziger und $o:'Chziger J;ahren siehe: GW> F~"n.w: DUJ nHniJ,dscbe Abwet­
chul'lß Eine8efcbreibuns undAnalyse Ihrer EntsteblltlR. Dw. Miln${er 1990 (- Studien zur
Potil..JcwlMen5Chaft, Bd 57).

grOsseren Legitimierung und Akzeptanz des Kommunismus beitrug.1? Gleich­
zeitig kam es zu einer vorübergehenden liberalisierung im lnoem. Bis Mine
der sechziger jahre wurde ein Grossteil der politischen Gefangenen freige­
lassen", die Beschränkungen der Meinungsfreiheit gemilden und Kontakte
mit dem Westen erleichtert. Mit den relativ bescheidenen wirtschaftlichen
und sozialen Verbesserungen der ersten beiden jahrzehnte kommunistischer
Machtausübung spüne die Bevölkerung somit erstmals seit langer Zeit wie­
der eine konkrete Verbesserung ihrer Lage.

Denn trotz der ererbten Strukturrnängel gelangen Rumlnien unter dem
Kommunismus zweifellos einige Modernisierungserfolge. So etWa im Bil­
dungsbereich, wo das Analphabetentum praktisch eliminien wurde, im
Gesundheitsbereich und in der Sozialfürsorge, wo staatliche Leistungen und
Garantien zu einer zuvor nicht gekannten sozialen Sicherheit fühnen. Auch
bemühte man sich, die Industrialisierung voranzutreiben, unter Vernachläs­
sigung der Landwinschaft, die grOsstenteiis kollektivien worden war. Bis
Ende der achtziger jahre lebte rund die Hälfte der Bevölkerung in den Städ­
ten, die durch den Ausbau der Industrie gewachsen waren. Wie bereits in
der ZWischenkriegsZeit, allerdings jetzl in viel grösserem Ausmass, entstand
dadurch ein breites städtisches Proletariat, das aber noch ländlich geprägt
war. Für diese ehemaligen Landbewohner bedeutete der Umzug in die Stadt
mit Komfon wie elektrischem SlI'Om und messendem Woi.sser, geregelten
Arbeitszeiten und vielerlei kulNrelien Einrichtungen einen sozialen Aufstieg.
Für das System andererseits waren diese entwurzelten Schichten eine rela­
tiv leicht konll'OlIierbare Bevölkerunssgruppe.·1

Diese Verbesserungen und die Uberalisierung fühnen in der Mitte der sech­
ziger jahre dazu, dass die grundsätzliche Bereitschaft stieg, das System zu
akzeptieren und gewisse Einschränkungen in Kauf zu nehmen.klln diese Zeit
fiel der Machtantritt des noch relativ jungen und unbekanntenCeau~ 1965.

79 03bei h:mdeh es sich nicht um ein ren rum1niJches Ptdnomen, 5Ol'ld=l um eine Emwiclr.­
Iung, dae auch in ander=~ regierten Staaten anzutreffen 90'31" Rum1ruen zedl­
nete sich jedoch c:bdurch &IS. cbss es cbac rntwicIr.Iung Vld wtile-lrieb. Boo. (1997). S. fI:J ff

80 Eine Über!.icht über dae Anz3hI der polill:JChenGef~ von 1955 bis 1964 isl: zu fmc\en
in CoNsnNmiru (998), S.497.

81 1'\.oalAN/HUJ:uv..'lUlFJ.OelA." (1997), S. 302 ff.
82 tn diesem Zuwnmenhang inleressant 1$1 doe Rechnung, die DanieI Barbu /Ur die ZeiUp2Ilne

1950 bis 1970 anstellt: Dert'lJUCh soU die Anzah1 derjenigen, die unlerdem louIiW'en SY${em
direkt zu leiden hatlen, ZWis<:hen 4 % bis malt/mal 8'" der Ge5'llTltbevölk~n.lOgbet.ragen
haben, wlihrend sich die persönliche Sll\.I:lIkm fOr einen Anleil von zwischen 20 'Mo und 70%
der Bevölkerung verbes5ene. DM'lln 11....Bu: Desllnul colectiv, 5e1'Vil\.llea involuntld, neferi­
citea toUlit;Id Ire; miruri ale COffiunismului rom'-ndC. In Ml/IlrilB CQmllnls"'ll/lll mm<'l­
nese Sub ditec:\~ lui !.ud;Jn Boia. 8ucure,li 1998. S 192ft"
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Er sollte es sein, der die Lage zu seinen Gunsten auszunützen wusste und
den UnabhängigkeilSkurs seines Vorgängers fortsetzte.

Der Verlauf der Reformen in Rumänien im ersten Jahrzehnt nach der Ober.
windung des kommunistischen Regimes ist in smrkem Ma')se vom vorkam­

munistischen historischen Erbe geprägt. Die unterschiedliche historische Ent­
wicklung der verschiedenen Landesteile ist nach 1989 wieder deutlicher als
unter dem kommunistischen Regime zu Tage getreten. Siebenbürgen und die
westlichen landesteile mit ihrer historischen Verbundenheit mit Ostmiuel·
europ3 stehen den südlichen und östlichen Gebieten gegenüber, die histo­
risch engere Bindungen zum südosteuropäischen Raum aufweisen. Der rumä­
nische Staat, wie er in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts enlstanden
war, basiene in seinen politisch-rechtlichen formen in erster ünie auf rela­
liv jungen, westlichen Einßüs.sen, vor allem aus Frankreich. In der Pr.ucis, im
politischen Denken aber, kam seither auch immer wieder die byzantinische
Tr.KI.ition zum Vorschein. Die FI1rstenrumer Moldau und Walachei waren jahr­
hundertelang nach byzantinischem Vorbild regiert worden; ihre Fürsten ver­
standen sich als von GOIt eingesetzte Henscher mit sowohl nach aussen als
auch nach innen unumschränkter Macht Die Ideen der Unabhängigkeit und
des zenU'a.lismus spielten eine wichtige Rolle.1J Die theoretischen Anspruche
standen aber oft einer ganz anders gearteten Realität gegenüber.

Trotz der Vereinigung des rumänischen Altreiches mil den iibrigen rumä­
nisch besiedelten Gebieten 1918 änderte sich die politische Struktur des Staa­
les nur geringfiigig. Die politische Praxis blieb in starkem Masse von den
Traditionen des Altreiches beeinßusst. Dies auch deshalb, weil die Rumänen
in den neu hinzugekommenen Gebieten keine staatlichen Strukturen verwal­
tel, sondern unter Fremdherrschaft gelebl hatten. Einen siebenbiirgischen
oder bessarabischen rumänischen Staat hatte es nicht gegeben. Ein eigenes,
·nalionales- politisches Denken konnte daher nur an die Traditionen des All­
reiches beziehungsweise der Fürsten(Ümer Moldau und Walachei anknüp­
fen.

In der Folge der Vereinigung mit dem Altreich gerieten die Gebiete, die
früher unter fremdherrschaft gestanden hauen, unter die zentrale Verwaltung
Bukarests. Seither zeigte es sich immer wieder, dass für die politische Ent­
wicklung das Altreich bestimmend blieb, die neuen Gebiete wurden Provin­
zen in einem zentralistischen Staat.1I4 Der Unterschied zwischen dem Allreich

83 PIPPIDI (1983), S. 17 ff.
84 Die Kommunlste:n verboten c:lWlI die: unkne Kirche der Siebenbürger Ruminen. Diese durf­

ten sich bis \990 nkht mehr dazu bekennen, .sondern soUten die onhodoxe Konfe5slon der

und den ehemals habsburgischen Gebieten manifestierte sich nach 1989 auch
in den wahlergebnissen deutlich.

Eine einheitliche Strategie, um die Reformen voranzuueiben, fehlle im
posuevolutionären Rumänien. Die alte Diskussion über den Charakter der
gesellschaftlichen Umslellungen, über revolutionäre Veränderungen oder
eine evolutionäre Entwicklung, wird unter neuen Vorzeichen weitergeführt.
Geradezu typisch dafür ist das Abwiigen zwischen wirtschaftlicher Notwen­
digkeit und sozialer Verträglichkeit von Reformmassnahmen, welches Rumä­
niens Reformpolitik prägt Die Argumente knüpfen dabei an Ideen und Kon­
zepte an, wie sie bereits in der Modemisierungsdiskussion des 19. und frühen
20. Jahrhundens formuliert wurden (forme fära. fond, prin noi ill{iine etc.).

Auf politischem Gebiet widerspiegelt sich die gesellschaftliche Fragmen­
lierung in der Paneienlandschaft. Den Parteien fehlt es meisl an langfristigen
Strategien und klaren Konturen. Viele Parteien basieren auf dem Ansehen
eines oder mehrerer SpilZenvert.reter. Politiker aller Couleur befleissigen sich,
kurzfristige Versprechungen zu machen und pnegen Opportunismus und
Populismus. Darin sind Züge der politischen Tradition der Zwischenkriegs­
zeit erkennbar. Wie damals gibl: es auch heute Anzeichen, die auf eine
zunehmende Politik- und vor allem Politikerverdrossenheit hinweisen.1S

Eines der Hauplhindernisse der Reformen slellt der überdimensionierte,
schwerfällige und ineffizienle Beamtenapparal dar. Ab dem 19. Jahrhunden
wurde mit den gesellschaftlichen Veränderungen im Zuge der Modernisie­
rung und dem Aufbau einer staatlichen Bürokratie die Beamtenlaufbahn zu
einer Möglichkeit für viele, den sozialen Abstieg (Verlust von Privilegien und
ökonomischer Machl bei den Grossgrundbesitzem) zu kompensieren oder
sozial aufzusteigen (Bauernschaft, untere slädtische Schichten). Auf beider­
lei Weise wurde der Beamtenapparat aus Schichten rekrutiert, die der Moder­
nisierung und Veränderungen eher skeplisch gegenüberstanden und die auf
die neuen Anforderungen nur ungenügend vorbereitet waren. Die Staatsver­
waltung entwickelte sich derart zu einem konservativen, trägen und von der
jeweiligen Regierung leicht zu vereinnahmenden Element, eine Tendenz, die
durch den zentralistischen Charakter des Staates nur noch verstärkt wurde.

Rumänen des Alirekhes annehmen. <b die Rum.!l.nen als einheitliches Volk auch einer ein·
heitlichen KonfeS5ion anzugehÖfen Mnen. Die Revolution von 1989 begann zwar in den
westlichen landesteilen, die für den welleren Vt:rlauf der EreignWe ausschlaggebenden
Ereignisse und Enl5Cheidungen lIber fanden in Bukaresl Slan.

85 Bei den Bukareste:r ObetbUrgermeisterwah1en im Herbst \998 nahm die Wahl.beteiligung
gegenüber den vorangegangenen W:,thlen deutlich 31). Den Wahlen ww ein fast Z"-eljähriges
Gerangel um die Neube~zungdes Y1lkarll gc:wordenen ObctbUrgerrneisterposteru VOrlUl­
g"g=gert.
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Ene starke Aufblähung erfuhr Rumäniens Beamtenapparat dann insbeson­
dere in der kommunistischen Zeit. Der Zuwachs kam vor allem aus der länd­
lichen Bevölkerung, die nun die MOglichkeit erhalten hatte, ein Auskommen
ausserhalb der landwirtschaft zu finden. Diese Beamtenschaft wie auch die
politischen Akteure sind nun im Zuge der Reformen an einer 5ltaffung und
Rationalisierung der Staatsbürokratie wenig interessiert, bedeutet dies doch
notwendigerwcise Endassungswellen mit vorhersehbaren sozialen Proble­
men.

zentralistische, bürokratische Vcrwaltungsstrukturen waren schon vor der
kommunistischen Machtergreifung charakteristisch für Rumänien. Gewisse
Tendenzen waren, nach byzantinischem Vorbild, schon in der Organisation
der rumänischen Fürstentümer erkennbar. Beim Aufbau einer modernen
Sta:llsverwalrung seit dem 19. Jahrhundert wurde er von französischem Ein­
fluss ilberlagen, welcher diese Tendenz verstärkte. Das Rumänien von der
UdSSR auferlegte Gesellschaftssyslem mit seinen bürokralischen Strukturen
trieb diese Tendenz schliesslich auf die Spitze. Sie bildet eine der schwer­
sten Hypotheken für die weitere Entwicklung, verhinden sie doch nichl nur
rasche Reformen, sondern hält auch ausländische Kapitaleigner davon ab zu
inveslieren.""

Gerade Kapital aber fehlt Rumänien. Der Mangel an genügend eigenem
Kapilal ist ein Grundthema, das die ganze Geschichle seiner Modemisierung
prägt. Lange Zeit basierte die WirtSChaft der Fürstenlümer Maidau und
Walachei auf Naturalwirtschaft; erst im 1B. und 19. Jahrhunden nahm die
Geldwirtschaft vor allem im Aussenhandel grössere Dimensionen an.S7 Das
geringe Vorhandensein von eigenem Kapital durch den relativ spälen Wech­
sel zur Geldwirtschaft und die allgemein schwache (industrielle) Entwicklung
des Wirtschaftslebens er.>ehwerten das Vorhaben, den Entwicklungsrückstand
gegenüber dem Westen aufzuholen. Dieses konnte aurgrund des fehlenden
Kapitals nur unvollständig und phasenverschoben realisiert werden. In der
Folge föhne die vorangetriebene M<X!emisierung zu einer Abhängigkeit des
jungen rumänischen Staates von ausländischem Kapital. Diese Abhängigkeil
haI Rumänien nie überwunden; gerade das Verschuldungsproblem unter
Cea~scu zeigt dies deutlich. Die Reaktionen auf diese Abhängigkeit waren

86 Die undurch5Chauball:n, l;angwierigen bllrokr.u.i5chen Prozeduren sind einer der :un häu­
figsten angeführten Gründe potentieller ....esUicher Investoren, n!chl in Rumlinien zu inve­
5lleren.

87 P. P. PAI<AlTl5CtI: Oe ce ~u f051 fl:ll':ol rom1ne:ascl )i MoLdo..... ~i ~el Ln, fmerprerlJri
I'Omtlnl!f1i Stud/l de fstOrVI «onom/cd 11 1lX/a1iJ. BuoJre$l 1994, S. 110.

auch stetS von der Furcht geprägt, dass dem land daraus negative Folgen
erwüchsen.

Die relative ökonomische Rückständigkeit offenbane sich seit Ende des
IB.Jahrhunderts im Kontakt mit dem Westen. Die Gebiete des heutigen Rumä­
nien kamen durch die voranschreitende Enrnicklung der induslrialisierten
Staaten unter Druck. Fonan wurde der Westen zum SChrinmacher der Ent­
wicklung, der Rumänien das Tempo vorgab. Die Enrnricklung wurde von
aussen aufgezwungen, wollte das Land nicht in noch stärkere Rückstän­
digkeit geraten. Die Synchronisierung und der Ausgleich der Entwicklungs­
unterschiede mit dem Westen als zentrale Ziele der Modernisierung waren
demnach nicht ideologisch legitimien oder endogen motiviert. Vielmehr
erschienen sie durch das Eindringen kapitalistischer Einnüsse von aussen als
wirtschaftliche Notwendigkeiten. Daher hatte die Modernisierung von Beginn
an einen künstlichen, von oben gelenkten Charakter. Den Modernisierungs­
bemOhungen der Nationalliberalen unter dem Schlagwort .prin nai i~ne.,
später der Industrialisierung unter dem kommunistischen Regime und den
heutigen Reformen lagen Konzepte zugrunde, die Teile der Elite gegen den
Widersund grasser BevOlkerungsleile und anders gesinnter Gruppen der Elite
durchzusetzen versuchten. In Überschätzung des Machbaren wurden weit­
gesteckte Ziele gesetZt in der Hoffnung, schnell aufzuholen und gewisse
Etappen der Enrnricklung überspringen zu können. Dabei gelangten diese
Konzepte nicht bis in die einfache Bevölkerung, sondern blieben auf die
Elite beschränkt, innerhalb derer darüber gestritten wurde. Der Graben zwi­
sehen der Intelligenz und der einfachen, schlecht gebildeten Bevölkerung
ist trotz der Verbesserungen im Schulsystem unter dem Kommunismus nach
wie vor existent.. wie die eindeutig antiintellektuellen Züge der Bergarbeiter­
proteste von 1990 gezeigt haben. Gerade die politische Instrumenta1isierung
der Bergarbeiter 199011991 und erneut 1999 zeigt, welch ein Problem bei
der Realisierung der Reformen diese Entfremdung zwischen Bevölkerung
und Elite darstellt. Auch prägen Ungleichgewichte, wie sie durch die unvoll­
ständige Modernisierung des 19. und 20. Jahrhunderts und insbesondere
w'Jhrend der kommunistischen Herrschaftszeit entstanden sind, die heutige
Gesellschaft. Dazu gehön insbesondere das Gefltlle zwischen Stadt und land.
In den letzten Jahren entstand ein soziales Gefltlle auch innerhalb der städ·
tischen Schichten zwischen einer relativ kleinen Gruppe, die es durch die
neuen wirtschaftlichen Freiheiten zu einem gewissen Wohlstand gebracht
und der Mehrheit der Bevölkerung, deren lebenssitu<Uion sich durch die
Reformen verschlechtert hat.
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Die oberflächlichen und nie konsequent durchgeführten Modernisierungs­
schrine [iessen eine Mischung und Überlagerung alter und neuer Strukturen
entstehen. Dies führte zu Konflikten, da das alte System nicht mehr und das
neue noch nicht in einem ihnen entsprechenden Umfeld funktionieren konn­
ten. Da die einheimischen Ressourcen für eine durchgreifende Modernisie­
rung aber nicht ausreichten, wurde der krisenhafte Überg',mgszusrand zwi­
schen traditionellem und modernem Wirtschaftsleben zum Dauerzustand,
gekennzeichnet von einer langsamen, kontinuierlichen Entwicklung. Die stän­
dige Überlagerung durch neue, von aussen angeregte, Modemisierungspha­
sen verunmöglichte ein Aufuolen, ja, akkumulierte die Modernisierungsrück­
stände, verschärfte aber zugleich wiederum den Zwang, die Modernisierung
weiterzuführen. In der nachkommunistischen Zeit führte die zögerliche
Umsetzung der Reformvorhaben zu einem Nebeneinander von plan- und
marktwirtschaftlichen Wirtschahsformen, die sich gegenseitig blockieren.
Auch darin widerspiegelt sich das Grundmuster der Reibungen einander
überlagernder Modernisierungsphasen.

Die lndustrialisierungs-, Bildungs- und Urbanisierungspolitik der Kommu­
nisten hatte diejenigen Bevölkerungsschichten herangebildet, die das kom­
munistische Zwangssystem schliesslich überwinden sollten: die städtische
Bevölkerung, die Jugend, die Intelligenz. An einem bestimmlen Punkl der
Entwicklung, als der Kommunismus immer mehr als Hemmnis empfunden
wurde, verselbständigten sich diese Schichten und brachen mit dem kom­
munistischen Entwicklungsmodell. Die Mcxlernisierung war hier insofern
erfolgreich, als sie in einem gOnstigen Moment eine Eigendynamik ent­
wickeln konnte und sich gegen das sie einengende System wandte, das sie
hervorgebracht hatte. Allerdings ist der Prozess der gesellschaftlichen Umge­
staltung noch nicht zu Ende geführt worden; innerhalb der neuen Schichten
zeigten sich schon bald Brüche und rnteressengegensätze, welche die wei­
tere Entwicklung behindern. Der Impuls jedoch ist gegeben; von seiner
Stärke und von der Fähigkeit, seine Antriebskraft zu nutzen, wird es abhän­
gen, ob und auf welche Weise das historische Erbe überv.runden werden
kann.
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